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Verwirklichung der Ziele
(zu § 2 BNatSchQG)

(1) *Uber § 2 Abs. 2 des Gesetzes Uber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnatur-
schutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), das zuletzt durch Artikel 5
des Gesetzes vom 6. Februar 2012 (BGBI. | S. 148, 181) gedndert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung, hinaus berlcksichtigen die Landkreise, Gemeinden sowie sonstigen ju-
ristischen Personen des 6ffentlichen Rechts im Rahmen ihrer Zustandigkeiten die Grund-
satze und Ziele des Naturschutzes, der Landschaftspflege und der Erholungsfiirsorge und
arbeiten mit den Naturschutzbehérden wirksam zusammen. ?Insbesondere sollen die Ge-
bietskoérperschaften die Ziele des Biotopverbundes im Rahmen ihrer Flachennutzungspoli-
tik unterstitzen und geeignete Mallhahmen zur Errichtung des Biotopverbundes im Sinne
von § 21 BNatSchG ergreifen.
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(2) *Uber § 2 Abs. 4 BNatSchG hinaus sollen fir Naturschutz und Landschaftspflege beson-
ders wertvolle Flachen im Eigentum oder Besitz der 6ffentlichen Hand vorrangig fur Zwe-
cke des Naturschutzes und der Landschaftspflege zur Verfligung gestellt oder, soweit an-
gemessen, in ihrer 6kologischen Funktion nicht nachteilig verandert werden. 2Nach Malga-
be der zur Verfigung stehenden Mittel sollen der Freistaat Sachsen sowie die in Absatz 1
Satz 1 genannten Kérperschaften flr den Erwerb solcher Flachen, die im Privateigentum
stehen, Finanzierungen bereitstellen.

§2
Aufgaben und Befugnisse der Naturschutzbehorden
(zu § 3 Abs. 2 BNatSchG)

1§ 3 Abs. 2 BNatSchG gilt entsprechend fur Vorschriften dieses Gesetzes und der aufgrund
dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften und fur MaBnahmen zur Abwehr von sonstigen
Gefahren fur Natur und Landschaft. 2Die Naturschutzbehérde kann Maknahmen nach § 3
Abs. 2 BNatSchG und Satz 1 auch selbst durchfiihren oder Dritte mit ihrer Durchfihrung
beauftragen; dies haben die Grundstiickseigentimerinnen und Grundstlckseigentimer zu
dulden. 3Eine Anordnung, die ein Grundstiick betrifft und sich an die Eigentimerin, den Ei-
gentumer, die Nutzungsberechtigte oder den Nutzungsberechtigten richtet, ist auch flur die

jeweilige Rechtsnachfolgerin oder den jeweiligen Rechtsnachfolger verbindlich.?

§3
Vertragsnaturschutz
(zu § 3 Abs. 3 BNatSchG)

1Abweichend von § 3 Abs. 3 BNatSchG hat die Naturschutzbehdrde bei der Durchfiihrung
der MaRnahmen dieses Gesetzes, des Bundesnaturschutzgesetzes und der aufgrund dieser
Gesetze erlassenen Rechtsvorschriften zu prifen, ob der Schutzzweck in gleicher Weise
auch durch vertragliche Vereinbarungen oder die Teilnahme an einem &6ffentlichen Pro-
gramm zur Bewirtschaftungsbeschrankung oder zur naturschutzgerechten Bewirtschaftung
(Bewirtschaftungsprogramm) erreicht werden kann. 2Nach MaRgabe der zur Verfiigung ste-
henden Haushaltsmittel sind vertragliche Vereinbarungen und Bewirtschaftungsprogram-
me Verwaltungsakten dann vorzuziehen, wenn sie bei angemessenem Aufwand dem
Schutzzweck in gleicher Weise dienen und nicht zu einer Verzégerung der MaBnahme flh-
ren.

§4
Begriffsbestimmungen
(zu § 7 BNatSchQG)

Uber § 7 BNatSchG hinaus gelten fiir dieses Gesetz folgende Begriffsbestimmungen:

1. GroRBvorhaben
Vorhaben, fur die eine Planfeststellung oder Plangenehmigung notwendig ist, oder im-
missionsschutzrechtlich genehmigungspflichtige Anlagen, far die eine Umweltvertrag-
lichkeitsprifung nach § 3 des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. | S. 94), das zuletzt
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durch Artikel 6 des Gesetzes vom 8. April 2013 (BGBI. 1 S. 734, 745) geandert worden
ist, in der jeweils geltenden Fassung, erforderlich ist,

2. Dauergrinland
Flachen mit mindestens fUnf Jahre alter Vegetationsform (Wiese oder Weide) und weit-
gehend geschlossener Grasnarbe, die von einer Pflanzengemeinschaft aus Grasern und
Krautern gebildet wird,

3. Flachennaturdenkmal
Naturdenkmal gemal’ § 28 BNatSchG und § 18 mit einer flachenhaften Ausdehnung bis
zu funf Hektar,

4. Landschaftsstrukturelemente
kleinrdumige flachenhafte, punkt- oder linienférmig verteilte Elemente, die sich auf
landwirtschaftlich genutzten Flachen befinden, von diesen eingeschlossen sind oder
diese randlich abgrenzen und die als Lebensstatte oder der Ausbreitung oder Wande-
rung von Arten der Agrarlandschaft dienen wie beispielsweise Saumstrukturen, Tritt-
steinbiotope, insbesondere Hecken, Feldgehdlze, Feldgeblsche, Feldraine, Hochraine,
Ackerrandstreifen, Tumpel, Graben und Steinricken.

§5
Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft
(zu § 5 Abs. 2 Nr. 5, Abs. 3 und 4 BNatSchG)

(1) Abweichend von § 5 Abs. 2 Nr. 5 BNatSchG ist auf erosionsgefahrdeten Hangen, in
Uberschwemmungsgebieten, auf Standorten mit hohem Grundwasserstand sowie auf
Moorstandorten ein Umbruch von Dauergriinland zu unterlassen.

(2) Abweichend von & 5 Abs. 3 und 4 BNatSchG wird die gute fachliche Praxis in der Forst-
und Fischereiwirtschaft durch die Vorschriften des Waldgesetzes fur den Freistaat Sachsen
(SachsWaldG) vom 10. April 1992 (SachsGVBI. S. 137), zuletzt geandert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 8. Juni 2012 (SachsGVBI. S. 308, 318), in der jeweils geltenden Fassung, und
des Fischereigesetzes flr den Freistaat Sachsen (Sachsisches Fischereigesetz - Sachs-
FischG) vom 9. Juli 2007 (SachsGVBI. S. 310), geandert durch Gesetz vom 29. April 2012
(SachsGVBI. S. 254), in der jeweils geltenden Fassung, geregelt.

Teil 2
Landschaftsplanung

§6
Landschaftsprogramm und Landschaftsrahmenplane
(zu § 10 BNatSchG)

(1) !Die Grundlagen und die Inhalte der Landschaftsplanung (§ 9 Abs. 3 Satz 1 BNatSchG)
sind flr das Gebiet des Freistaates Sachsen und fUr das Gebiet jeder Planungsregion nach
§ 9 Abs. 1 des Gesetzes zur Raumordnung und Landesplanung des Freistaates Sachsen
(Landesplanungsgesetz - SachsLPIG) vom 11. Juni 2010 (SachsGVBI. S. 174), das zuletzt
durch Artikel 28 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 144) geandert
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worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, als Fachbeitrag zusammenhangend darzu-
stellen. 2Der Fachbeitrag zum Landschaftsrahmenplan ist aus dem Fachbeitrag zum
Landschaftsprogramm zu entwickeln.

(2) 'Die Inhalte der Landschaftsplanung nach Absatz 1 werden nach Abstimmung mit an-
deren raumbedeutsamen Planungen und MalBhahmen in die Raumordnungsplane nach § 2
SachsLPIG aufgenommen, soweit sie zur Koordinierung von Raumanspruchen erforderlich
und geeignet sind und durch Ziele oder Grundsatze der Raumordnung gesichert werden
kénnen. 2lm Ubrigen werden sie den Raumordnungsplanen als Anlage beigefiigt.

(3) !Die den Raumordnungspléanen nach Absatz 2 Satz 2 beigefligten Inhalte der Land-
schaftsplanung sind in Verwaltungsverfahren sowie in den Planungen und MaBnahmen von
offentlichen Stellen, die sich auf Natur und Landschaft auswirken kdnnen, zu bertcksichti-
gen. 2Kann den Inhalten der Landschaftsplanung nach Satz 1 nicht Rechnung getragen
werden, ist dies zu begrinden.

(4) 1Der Landesentwicklungsplan gemaR § 3 SachsLPIG (ibernimmt zugleich die Funktion
des Landschaftsprogramms im Sinne von § 10 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG. 2Die Regionalplane
gemal § 4 SachsLPIG Ubernehmen zugleich die Funktion der Landschaftsrahmenplane im
Sinne von § 10 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG.

87
Landschaftsplane und Grunordnungsplane
(zu § 11 Abs. 3 BNatSchG)

1Uber § 11 Abs. 3 BNatSchG hinaus sind, soweit geeignet, die Grundlagen und Inhalte der
Landschaftsplanung nach § 9 Abs. 3 BNatSchG als Darstellung in den Flachennutzungsplan
oder als Festsetzung in den Bebauungsplan aufzunehmen. 2Abweichungen sind zu begrin-
den.

§8
Zustandigkeiten

(1) FGr das Gebiet des Freistaates Sachsen obliegen die Aufgaben nach § 6 Abs. 1 der
obersten Naturschutzbehérde und die Aufgaben nach § 6 Abs. 2 der obersten
Raumordnungs- und Landesplanungsbehérde als nach § 3 SachsLPIG fUr die Aufstellung
des Landesentwicklungsplanes zustandigem Planungstrager.

(2) 1Fir das Gebiet jeder Planungsregion obliegen die Aufgaben nach § 6 Abs. 1 und 2 den
Regionalen Planungsverbanden als nach § 4 SachsLPIG fUr die Aufstellung der Regionalpla-
ne zustandigen Planungstragern. 2Dabei sind die Aufgaben nach § 9 Abs. 1 BNatSchG in
Abstimmung mit der Naturschutzbehoérde zu erfiillen. 3Die Darstellung nach § 6 Abs. 1 be-
darf des Einvernehmens mit der oberen Naturschutzbehorde. 4Das Einvernehmen gilt als
erteilt, wenn es nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens des Regionalen
Planungsverbandes verweigert wird.

(3) Die Aufstellung von Landschaftsplanen und Grinordnungsplanen obliegt den Gemein-
den.
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(4) 1Die den Regionalen Planungsverbanden lUibertragenen Aufgaben nach § 6 Abs. 1 sind
Weisungsaufgaben und unterliegen der Aufsicht der obersten Naturschutzbehérde. 2Das
Weisungsrecht ist beschrankt auf Vorgaben zum inhaltlichen Rahmen und zur Methodik der
Landschaftsplanung.

Teil 3
Allgemeiner Schutz von Natur und Landschaft

8§89
Eingriffe in Natur und Landschaft
(zu § 14 BNatSchG)

(1) Eingriffe im Sinne von § 14 Abs. 1 BNatSchG sind insbesondere:

1. die oberirdische Gewinnung von Bodenschatzen oder anderen Bodenbestandteilen,

2. die Errichtung oder wesentliche Anderung baulicher Anlagen im Sinne der
baurechtlichen Vorschriften im AuBenbereich (§ 35 Abs. 1 Baugesetzbuch [BauGB] in
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 [BGBI. | S. 2414], das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 [BGBI. I S. 1509] geandert worden
ist, in der jeweils geltenden Fassung),

3. selbstandige Aufschittungen, Abgrabungen, Auffullungen von Bodenvertiefungen oder
ahnliche Veranderungen der Bodengestalt im Aullenbereich, wenn die betroffene
Grundflache groBer als 300 m? ist und die Hohe oder die Tiefe mehr als 2 m betragt,

4. im AuBenbereich die Errichtung oder wesentliche Anderung von Verkehrs- und Be-
triebswegen, Flugplatzen, Sport- und Freizeiteinrichtungen, Lagerplatzen, Abfallentsor-
gungsanlagen, Friedhdfen, oberirdischen Ver- und Entsorgungsleitungen einschliellich
deren Masten und Unterstitzungen (Stromleitungen nur, soweit sie fir Spannungen
von 20 kV oder mehr ausgelegt sind), Wasserkraftanlagen,

5. der Ausbau und die wesentliche Anderung von oberirdischen Gewéassern einschlieRlich
Verrohrungen sowie nachteilige Veranderung der Ufervegetation,

6. das Aufstauen, Absenken oder Umleiten von Grundwasser einschlie8lich der dafir
vorgesehenen Anlagen und Einrichtungen,

7. MaBnahmen, die zu einer Entwasserung von Feuchtgebieten fihren kénnen,

8. die Umwandlung von Wald,

9. der Umbruch von Dauergriinland auf erosionsgefahrdeten Hangen, in Uberschwem-
mungsgebieten, auf Standorten mit hohem Grundwasserspiegel, auf Moorstandorten
oder auf einer Grundflache von mehr als 5 000 m?,

10die Beseitigung von landschaftspragenden Hecken, Baumreihen, Alleen, Feldrainen und
sonstigen Flurgehdlzen.

(2) Uber § 14 Abs. 2 und 3 BNatSchG hinaus gelten UnterhaltungsmaBnahmen an Deichen,
Deichschutzstreifen, Talsperren, Wasserspeichern, Rickhaltebecken und sonstigen Hoch-
wasserschutzanlagen sowie an Gewdassern, Energieleitungstrassen des Ubertragungs- und
Verteilungsnetzes und an StrafRen in der Regel nicht als Eingriff.

Fassung vom 17.10.2026 Seite 7 von 39


http://dm:3000/federal_laws/860/redirect
http://dm:3000/federal_laws/77/redirect
http://dm:3000/federal_laws/77/redirect
http://dm:3000/federal_laws/860/redirect

Sachsisches Naturschutzgesetz

§10
Zulassigkeit und Kompensation von Eingriffen
(zu § 15 BNatSchG)

(1) Uber § 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG hinaus sind Suchraum fiir ErsatzmaBnahmen bei
GroBBvorhaben auch die Planungsregionen im Sinne von § 9 Abs. 1 SachsLPIG und die sach-
sischen Teile der Flussgebietseinheiten, in denen der Eingriff stattfindet.

(2) 1Bei Durchfiihrung von Ausgleichs- und Ersatzmalnahmen (Kompensationsmalnah-
men) durch eine dritte Person, muss diese der Anrechnung der MaBnahme auf den Eingriff
zugestimmt haben. 2Der Anspruch auf Anrechnung ist Ubertragbar. 3Eine dritte Person
kann die Verpflichtung der Verursacherin oder des Verursachers eines Eingriffs zur Leistung
von KompensationsmalBhahmen mit befreiender Wirkung gegen Entgelt dahingehend Uber-
nehmen, dass allein sie nach erfolgter Zulassungsentscheidung die Durchfihrung,
Sicherung oder Unterhaltung der Kompensation gewahrleistet. Voraussetzung ist, dass die
dritte Person nach § 7 Abs. 2 der Verordnung des Sachsischen Staatsministeriums fir Um-
welt und Landwirtschaft Giber das Okokonto und das Kompensationsflachenkataster
(Sachsische Okokonto-Verordnung - SachsOKoVO) vom 2. Juli 2008 (S4chsGVBI. S. 498), in
der jeweils geltenden Fassung, von der obersten Naturschutzbehorde beauftragt ist. °Die
Ubertragung der Kompensationsverpflichtung auf die dritte Person hat ohne Bedingungen
zu erfolgen, sie kann nicht widerrufen werden und ist in die jeweilige Zulassungsentschei-
dung aufzunehmen oder durch die zustédndige Behorde zu genehmigen. ®Die Regelungen
dieses Absatzes finden auch Anwendung auf Verpflichtungen fir MaBnahmen nach § 30
Abs. 3, § 34 Abs. 5 und § 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG.

(3) Der Freistaat Sachsen, eine Gemeinde oder ein Landkreis als Trager eines Vorhabens,
das mit Eingriffen in Natur und Landschaft verbunden und fur das eine Planfeststellung
oder Plangenehmigung erforderlich ist, hat nachzuweisen, dass OkokontomaRnahmen im
Sinne § 11 Abs. 1 oder von den nach § 7 Abs. 2 SachsOKoVO Beauftragten durchgefihrte
MalBnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege, die geeignet und wirtschaftlich
angemessen sind, fur den erforderlichen Ausgleich oder Ersatz nicht verfigbar sind, soweit
dies im Rahmen der fur den Vorhabenstrager geltenden Vorschriften mdglich ist.

(4) *Abweichend von § 15 Abs. 6 Satz 2 und 3 BNatSchG ist die Ersatzzahlung nach Dauer
und Schwere des Eingriffs, dem Wert oder dem Vorteil flr die Verursacherin oder den
Verursacher sowie nach der wirtschaftlichen Zumutbarkeit zu bemessen. 2Sie ist an den
Naturschutzfonds (§ 45) zu leisten. 3Das Nahere zur Bemessung und Verwendung der Er-
satzzahlung sowie zum Verfahren ihrer Erhebung bestimmt das Staatsministerium fur
Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft im Einvernehmen mit dem Staatsminis-
terium der Finanzen und dem Staatsministerium flr Wirtschaft, Arbeit und Verkehr durch

Rechtsverordnung. 4In diese Verordnung sind auch allgemeine Regeln Uber Inhalt, Art und

Umfang von Ausgleichs- und ErsatzmalBnahmen aufzunehmen.>
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8§11
Okokonto und Kompensationsflachenkataster
(zu den 8§ 16 und 17 Abs. 6 und 11 BNatSchG)

(1) 'Abweichend von § 16 Abs. 1 BNatSchG steht es im Ermessen der Naturschutzbehorde,
MalBnahmen, die die Voraussetzungen des § 16 Abs. 1 BNatSchG erflllen ganz oder teilwei-
se als KompensationsmaRnahmen anzuerkennen (Okokonto). 2Sie sind anzuerkennen,
wenn die untere Naturschutzbehdérde der Mallnahme vor ihrem Beginn zugestimmt hat, die
gunstigen Wirkungen auf Natur und Landschaft zum Zeitpunkt der Zulassung des Eingriffs
von der Naturschutzbehdrde festgestellt werden und die Flache fir die
KompensationsmaBnahme dauerhaft gesichert ist. 3§ 10 Abs. 1 bleibt unberihrt. Soweit
die KompensationsmalBnahme aus 6ffentlichen Fordermitteln finanziert wird, kann die
Anerkennung in dem MafRe des Eigenanteils erfolgen.

(2) 'Das Kompensationsverzeichnis nach § 17 Abs. 6 Satz 1 BNatSchG (Kompensationsfla-
chenkataster) kann auch Angaben Uber die Flacheneigentimerinnen und -eigentimer so-
wie Flachennutzerinnen und -nutzer, Uber die fur die Durchfihrung der Kompensations-
maflnahmen verantwortlichen Unternehmerinnen und Unternehmer, Uber den Rechtsgrund
flr die KompensationsmalBnahme und Uber die Art der Sicherung der
Kompensationsmalnahme enthalten. 2In das Kataster kdnnen auch Flachen aufgenommen
werden, die fur die DurchfUhrung von KompensationsmaBnahmen geeignet sind; bei Pri-
vatflachen ist hierfUr die Zustimmung der Eigentimerinnen und Eigentimer erforderlich.

(3) Das Staatsministerium fir Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft regelt
durch Rechtsverordnung das Nahere

1. zum Okokonto, insbesondere die Eignung von Flachen und MaRnahmen fir das Oko-
konto, zu den Anerkennungsvoraussetzungen, das Anerkennungs- und Abrechnungs-
verfahren und das Fiihren von Okokonten, die Zustandigkeit zum Fihren der Okokon-
ten, die Sicherung von anerkannten Mallnahmen, den Handel mit Ansprichen auf
Anrechnung und den zeitlichen Bezug zum Eingriff,

2. zum Kompensationsflachenkataster, die Zustandigkeit fir das Fihren des Katasters,
die Ausgestaltung und Dauer von Nachweispflichten Gber den Erfolg von Kompensati-
onsmafRnahmen sowie die Erteilung von Auskiinften aus dem Kataster.*

§12
Allgemeines Verfahren bei Eingriffen
(zu § 17 BNatSchG)

(1) *Uber § 17 Abs. 1 BNatSchG hinaus sind die zur Durchfihrung von § 15 BNatSchG erfor-
derlichen Entscheidungen und MaBnahmen im Einvernehmen mit der Naturschutzbehdérde
zu treffen. 2Entscheidungen in mit dem Hochwasserschutz zusammenhangenden wasser-
rechtlichen Verfahren ergehen im Einvernehmen mit der Naturschutzbehdrde der gleichen
Verwaltungsebene. 3Sofern durch ein Vorhaben der Gewinnung von Bodenschatzen, das
nach den Vorschriften des Bundesberggesetzes (BBergG) vom 13. August 1980 (BGBI. |

S. 1310), zuletzt gedndert durch Artikel 4 Abs. 71 des Gesetzes vom 7. August 2013

(BGBI. 1 S. 3154, 3200), in der jeweils geltenden Fassung, eines zugelassenen Betriebspla-
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nes bedarf, Belange des Naturschutzes oder der Landschaftspflege berthrt sein kénnen,
ist das Benehmen mit der Naturschutzbehorde herzustellen.

(2) Die Naturschutzbehérde der gleichen Verwaltungsebene ist in den mit dem Hochwas-
serschutz zusammenhangenden Verfahren auch zustandig fur die Prifung und Entschei-
dung nach § 44 Abs. 5 BNatSchG sowie fur die Erteilung von Ausnahmen nach § 45 Abs. 7
BNatSchG.

(3) Bei Eingriffen, die ausschlieBlich nach anderen Vorschriften dieses Gesetzes, des Bun-
desnaturschutzgesetzes oder aufgrund dieser Gesetze erlassenen Vorschriften einer be-
hordlichen Entscheidung oder Anzeige bedurfen, trifft die hierfur zustandige Naturschutz-
behérde innerhalb der fur dieses Verfahren geltenden Fristen auch die Entscheidungen
nach § 17 Abs. 1 BNatSchG.

(4) Bei Eingriffen, die aufgrund eines nach o6ffentlichem Recht vorgesehenen Fachplanes
durchgefihrt werden sollen, findet § 17 Abs. 1 BNatSchG fiur die Planaufstellung entspre-
chende Anwendung.

(5) 1Bei groReren oder lang andauernden Eingriffen sind die KompensationsmaRnahmen in
raumlichen und zeitlichen Abschnitten durchzufihren; dazu sind entsprechende, auch die
Rekultivierung oder die Wiedernutzbarmachung in Abschnitten berlcksichtigende Unterla-
gen, beispielsweise Nutzungs- und Abbau- sowie Gestaltungs- und Rekultivierungsplane,
erforderlich. 2Die Inanspruchnahme eines neuen Flachenabschnittes kann von der Rekulti-
vierung oder Wiedernutzbarmachung des vorangegangenen Abschnittes abhangig
gemacht werden.

(6) 'Werden die in der Entscheidung enthaltenen Fristen nicht eingehalten oder Nebenbe-
stimmungen trotz Aufforderung und angemessener Fristsetzung nicht erflllt, kann die zu-
standige Behdrde, insbesondere bei Aufforderung durch die Naturschutzbehdrde, die Ein-
stellung der Arbeiten und die Wiederherstellung des friheren Zustandes verlangen, wenn
nicht auf andere Weise rechtmaRige Zustéande hergestellt werden kénnen. 2Ist der friihere
Zustand nicht oder nur mit unverhaltnismaRigem Aufwand wiederherstellbar, sind zum
Ausgleich der Beeintrachtigungen von Naturhaushalt oder Landschaftsbild
KompensationsmaBnahmen anzuordnen. 3§ 15 Abs. 6 BNatSchG ist entsprechend anzu-
wenden.

(7) 1Die behordlichen Entscheidungen und Anordnungen verpflichten bei Wechsel der Ei-
gentumerstellung oder der Nutzungsberechtigung auch die Rechtsnachfolgerinnen und
Rechtsnachfolger. 2Diese haben begonnene Maknahmen fortzufihren und von der Behérde

durchzufuhrende MalBnahmen zu dulden sowie gegebenenfalls Kostenersatz zu leisten.?
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Teil 4
Geschutzte Teile von Natur und Landschaft; Biotopverbund

§13
Erklarung zum geschitzten Teil von Natur und Landschaft
(zu § 22 BNatSchG)

(1) Die Erklarung nach § 22 Abs. 1 BNatSchG von Teilen von Natur und Landschaft als Na-
turschutzgebiet, Nationalpark, Nationales Naturmonument, Biospharenreservat, Land-
schaftsschutzgebiet oder Naturpark erfolgt durch Rechtsverordnung.

(2) 1FUr Nationalparke, einschlieRlich der Nationalparkregion Sachsische Schweiz, Biospha-
renreservate und Naturparke kdnnen beratende Einrichtungen geschaffen werden, die mit
den Verwaltungen oder Tragern der Schutzgebiete Planungen, Vorhaben und MaBnahmen
mit Auswirkungen in diesen Gebieten erértern. 2Die Leitung der beratenden Einrichtung
kann den Verwaltungen oder Tragern der Schutzgebiete Gbertragen werden. 3Den Einrich-
tungen nach Satz 1 kdnnen Vertreterinnen und Vertreter kommunaler Gebietskorperschaf-
ten, von Behdrden, deren Aufgabenbereich berthrt ist, von vor Ort aktiven Vereinen und
Verbanden und Sachverstandige angehoéren. 4Das Nahere regelt die Erklarung zur Unter-
schutzstellung.

(3) Naturschutzgebiete, Nationalparke, Biospharenreservate, Landschaftsschutzgebiete
und Naturdenkmale sind zu kennzeichnen. 2Die Bezeichnungen und ihre Kennzeichen dir-
fen nur fir die geschitzten Gebiete und Gegenstande verwendet werden. 3Der Bezeich-
nungsschutz gilt auch fir Naturparke. Die Kennzeichen und die ndheren Einzelheiten be-
stimmt das Staatsministerium flr Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft durch
Rechtsverordnung. °Mit der Erklarung nach § 22 Abs. 1 BNatSchG kann Gemeinden, deren
Gebiet sich teilweise in einem Nationalpark, der Nationalparkregion, einem Biospharenre-
servat oder einem Naturpark befindet, das Fihren eines entsprechenden Hinweises als
nichtamtlicher Namensbestandteil gestattet werden. éDabei kdnnen auch die Vorausset-
zungen fUr eine Aberkennung des Hinweises geregelt werden.

(4) 1Schutzgebiete im Sinne von Absatz 1 sind in Verzeichnisse einzutragen, die beim Lan-
desamt fur Umwelt, Landwirtschaft und Geologie geflihrt und bei Bedarf fortgeschrieben
werden. 2Die unteren Naturschutzbehérden dokumentieren die Schutzgebiete, fir deren
Ausweisung sie zustandig sind, sowie geschiitzte Landschaftsbestandteile. 3Die Verzeich-
nisse kdnnen wahrend der Dienststunden eingesehen werden und werden in regelmafigen
Abstanden verdffentlicht.

(5) 'Eigentimerinnen und Eigentiimer sowie und Nutzungsberechtigte haben die in der
Pflege- und Entwicklungsplanung enthaltenen MaBnahmen zu dulden, wenn hierdurch die
Nutzung der Grundstlicke nicht unzumutbar beeintréchtigt wird. 2Auf Antrag kann ihnen
die Durchflihrung der Maknahmen Ubertragen werden. 3Auf die Méglichkeit einer Antrag-
stellung nach Satz 2 sind sie durch die zustandige Behoérde hinzuweisen. 4Bei mehr als finf
Betroffenen kann der Hinweis durch ortstbliche Bekanntmachung erfolgen.

(6) 1Die Naturschutzbehorde kann die Einstellung von MaBnahmen anordnen, die
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1. unter VerstoBB gegen einschlagige Bestimmungen in Schutzgebietserklarungen ohne
die danach erforderliche behdrdliche Entscheidung oder Anzeige oder
2. in Gebieten, die zum Europaischen 6kologischen Netz ,Natura 2000“ gehoéren, ohne die

nach § 34 BNatSchG erforderlichen Prifungen oder unter VerstoR gegen § 33 Abs. 1
Satz 1 BNatSchG durchgeflhrt werden.

2Sje kann die Wiederherstellung des urspringlichen Zustandes verlangen, wenn nicht auf
andere Weise rechtméaBige Zustande hergestellt werden kénnen. 3Soweit eine Wiederher-
stellung nicht oder nur mit unverhaltnismaligem Aufwand maéglich ist, gilt § 15 Abs. 2

und 6 BNatSchG entsprechend. 4Im Falle von Satz 1 Nr. 2 sollen MaBnahmen gemaR § 34

Abs. 5 BNatSchG vorgesehen werden.®

8§14
Naturschutzgebiete
(zu § 23 BNatSchG)

(1) Die Erkldarung zum Naturschutzgebiet kann auch Regelungen enthalten Uber
notwendige Beschrankungen wie

1. der wirtschaftlichen Nutzung, einschliel8lich gesetzlicher Hege- und Bewirtschaftungs-
pflichten,

2. des Gemeingebrauchs an oberirdischen Gewassern,
3. der Befugnis zum Betreten des Gebietes oder einzelner Teile davon.

(2) Fir die Verwaltung und Betreuung eines Naturschutzgebietes kann eine
Schutzgebietsverwaltung eingerichtet werden. 2Der Staatsbetrieb Sachsenforst nimmt als
Amt fur GroBschutzgebiete die Aufgaben der Verwaltung fur die Naturschutzgebiete , K6-
nigsbricker Heide” und ,,Gohrischheide und Elbniederterrasse Zeithain“ wahr.

§ 15
Nationalparke, Nationale Naturmonumente
(zu § 24 BNatSchG)

(1) 1§ 14 Abs. 1 ist entsprechend auf Nationalparke und Nationale Naturmonumente an-
wendbar. 2Daneben sind in der Erkldrung, soweit erforderlich, Regelungen tber Lenkungs-
maflnahmen einschlieBlich der Jagdausibung und des Wildbestandes zu treffen.

(2) Fr die Verwaltung und Betreuung des Nationalparks ist eine Nationalparkverwaltung
einzurichten. 2Der Staatsbetrieb Sachsenforst ist als Amt fiir GroRschutzgebiete fiir die Na-
tionalparkregion Sachsische Schweiz (Nationalpark- und Landschaftsschutzgebiet
Sachsische Schweiz) zustandig.
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§ 16
Biospharenreservate
(zu § 25 BNatSchG)

(1) Uber § 25 Abs. 1 BNatSchG hinaus sollen Gebiete, die als Biospharenreservat festge-
setzt werden, geeignet sein, nach dem Programm ,Der Mensch und die Biosphare” der Re-
solution 2.313 der UNESCO vom 23. Oktober 1970 (UNESCO 1982 S. 3) als charakteristi-
sche Okosysteme der Erde anerkannt zu werden.

(2) Fir die Verwaltung und Betreuung eines Biospharenreservats ist eine
Reservatsverwaltung einzurichten. 2Der Staatsbetrieb Sachsenforst nimmt als Amt fir
GroBschutzgebiete die Aufgaben der Verwaltung des Biospharenreservates Oberlausitzer
Heide- und Teichlandschaft wahr.

8§17
Naturparke
(zu § 27 BNatSchG)

In der Erklarung zum Naturpark ist der Trager des Naturparks zu benennen und die
Verwaltung in den Grundziigen zu regeln.

§ 18
Naturdenkmaler
(zu § 28 BNatSchG)

1Die Erklarung nach § 22 Abs. 1 BNatSchG von Teilen von Natur und Landschaft als Natur-
denkmal erfolgt durch Rechtsverordnung oder Einzelanordnung. 2Uber § 28 Abs. 1
BNatSchG hinaus kédnnen Naturdenkmaler zur Sicherung von Lebensgemeinschaften oder
Lebensstatten von im Bestand gefahrdeten oder streng geschiutzten Arten festgesetzt wer-
den.

§19
Geschutzte Landschaftsbestandteile
(zu § 29 BNatSchG)

(1) 1Die Erkldrung zum geschiitzten Landschaftsbestandteil erfolgt durch Satzung. 2Uber
§ 29 Abs. 1 BNatSchG hinaus kénnen geschitzte Landschaftsbestandteile zur Erhaltung
oder Verbesserung des Kleinklimas sowie zur Schaffung, Erhaltung oder Entwicklung von
Biotopverbundsystemen festgesetzt werden.

(2) 1Zu geschitzten Landschaftsbestandteilen nach § 29 Absatz 1 Satz 2 des Bundesnatur-
schutzgesetzes kdnnen nicht erklart werden:

1. Baume und Straucher auf Deichen, Deichschutzstreifen, an Talsperren, Wasserspei-
chern und Hochwasserriickhaltebecken sowie Baume im Wald,

2. Baume, Straucher und Hecken in Kleingarten im Sinne von § 1 Abs. 1 des Bundesklein-
gartengesetzes (BKleingG) vom 28. Februar 1983 (BGBI. | S. 210), das zuletzt durch Ar-
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tikel 11 des Gesetzes vom 19. September 2006 (BGBI. 1 S. 2146, 2147) geandert
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung.

2In der Satzung konnen weitere Ausnahmen oder Ausnahmegenehmigungstatbestande
geregelt werden.

(3) *Uber den Antrag auf Beseitigung oder Verdnderung eines geschiitzten Landschaftsbe-
standteiles entscheidet die Behdrde innerhalb von sechs Wochen nach Eingang des Antra-
ges. 2Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb der Frist unter Angabe von
Grlinden abgelehnt wird. 3Das Genehmigungsverfahren ist kostenfrei. Die Regelungen
dieses Absatzes gelten nicht flr eine gleichzeitig erforderliche Befreiung nach § 67
BNatSchG und § 39 von artenschutzrechtlichen Vorschriften.

(4) ist fUr ein Vorhaben, zu dessen Verwirklichung eine Genehmigung nach Absatz 3 erfor-
derlich ist, eine andere Gestattung notwendig, ersetzt diese Gestattung die Genehmigung
nach Absatz 3. 2Die Gestattung darf nur erteilt werden, wenn die Voraussetzungen nach
der Satzung vorliegen und die flr den Vollzug der Satzung zustandige Behdrde ihr

Einvernehmen erteilt hat. 3Die Frist nach Absatz 3 Satz 1 gilt in diesen Fallen nicht.’

§ 20
Verfahren bei Unterschutzstellung
(zu § 22 Abs. 2 und 3 BNatSchG)

(1) Vor Erlass einer Rechtsverordnung nach § 13 Abs. 1 und § 18 Abs. 1 ist der Verord-
nungsentwurf mit einer Ubersichtskarte den Behérden, éffentlichen Planungstragern, be-
rufsstandigen Interessenvertretungen der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft, die landes-
weit tatig und strukturiert sind, und Gemeinden, deren Belange berihrt werden kénnen,
sowie den anerkannten Naturschutzvereinigungen zur Stellungnahme zuzuleiten. 2Entspre-
chendes gilt fir die Aufhebung oder wesentliche Anderung einer Rechtsverordnung. 3Den
Beteiligten soll fir die Abgabe ihrer Stellungnahme eine angemessene Frist gesetzt
werden; diese betragt in der Regel sechs Wochen. 4AuBern sie sich nicht fristgemaR, kann
davon ausgegangen werden, dass die wahrzunehmenden Belange durch die
Rechtsverordnung nicht berthrt werden.

(2) 1Gleichzeitig oder im Anschluss an das Verfahren nach Absatz 1 hat die zustédndige Na-
turschutzbehérde den Verordnungsentwurf mit den dazugehérigen Karten einen Monat
lang 6ffentlich auszulegen. 2Die Auslegung erfolgt bei den fiir das von der Rechtsverord-
nung betroffene Gebiet zustandigen unteren Naturschutzbehdrden wahrend deren
Sprechzeiten zur Einsichtnahme. 30rt und Dauer der Auslegung sind mindestens eine Wo-
che vorher ortsublich mit dem Hinweis bekannt zu machen, dass Bedenken und Anregun-
gen wahrend der Auslegungsfrist schriftlich oder zur Niederschrift bei der unteren
Naturschutzbehoérde vorgebracht werden konnen. 4Grundstiickseigentimerinnen und
Grundstlckseigentimern sowie, soweit bekannt, sonstigen Nutzungsberechtigten ist der
Hinweis nach Satz 3 schriftlich zu erteilen. >Von dem schriftlichen Hinweis nach Satz 4
kann abgesehen werden, wenn es sich um mehr als 5 Betroffene handelt.

(3) 'Das Verfahren nach Absatz 2 kann bei Rechtsverordnungen nach § 28 BNatSchG in
Verbindung mit § 18 durch die Anhérung der betroffenen Eigentimerinnen und Eigentimer
sowie, soweit sie ohne grofReren Aufwand feststellbar sind, der sonstigen Berechtigten er-

Fassung vom 17.10.2026 Seite 14 von 39


http://dm:3000/federal_laws/860/redirect
http://dm:3000/federal_laws/860/redirect

Sachsisches Naturschutzgesetz

setzt werden, wenn diesen Gelegenheit zur Einsichtnahme und zur AuBerung gegeben
wird. 2Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 3Betrifft der Verordnungsentwurf eine Anderung
und wird der raumliche oder sachliche Geltungsbereich nur unwesentlich erweitert oder
soll eine Rechtsverordnung aufgehoben werden, entfallt das Verfahren nach Absatz 2.
4Wird eine Verordnung zur Rechtsbereinigung neu gefasst, ohne dass ihr materieller Rege-
lungsgehalt geandert wird, entfallt das Verfahren nach den Absatzen 1 und 2.

(4) 1Bei der Anderung einer Rechtsverordnung nach § 26 BNatSchG in Verbindung mit § 13
Abs. 1 durch Ausgliederung von Flachen aus dem Schutzgebiet (Ausgliederungsverfahren)
entfallt die Anhdérung nach Absatz 1 Satz 1, soweit diese durch die Gemeinde im Rahmen
der Aufstellung von stadtebaulichen Satzungen (Satzungen nach den §§ 30, 34 Abs. 4
Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB) erfolgt ist. 2Die der Gemeinde dabei zugegangenen Stellungnah-
men sind an die zustandige Naturschutzbehérde zu tbergeben. 3Die Gemeinde hat vor
Einleitung des Anhérungsverfahrens bei der zustandigen Naturschutzbehdrde einen Aus-
gliederungsantrag zu stellen und diesen gleichzeitig durch Vorlage, insbesondere des Auf-
stellungsbeschlusses der Satzung sowie weiterer beurteilungsfahiger Unterlagen zu be-
grinden.

(5) Die fur den Erlass der Rechtsverordnung zustandige Naturschutzbehoérde prift die frist-
gemal vorgebrachten Bedenken und Anregungen und teilt den Betroffenen das Ergebnis
mit.

(6) Wird der Entwurf der Rechtsverordnung wahrend des laufenden Verfahrens raumlich
oder sachlich nicht unerheblich erweitert, so ist das Verfahren nach den Absatzen 1 bis 4
zu wiederholen.

(7) 1Die Rechtsverordnung muss mit hinreichender Klarheit erkennen lassen, welche
Grundstlicke zum Schutzgebiet gehdren. 2Im Zweifelsfall gelten Grundstiicke als nicht be-
troffen. 3Die Abgrenzung eines Schutzgebietes ist

1. entweder in der Rechtsverordnung genau zu beschreiben oder
2. grob zu beschreiben und in Karten darzustellen, die Bestandteil der Verordnung sind.

(8) Die Rechtsverordnung wird im Sachsischen Gesetz- und Verordnungsblatt verkindet.

(9) 1Kénnen Karten oder zeichnerische Darstellungen, die Bestandteil der Verordnung sind,
aus technischen Grinden nicht verkiindet werden, wird ihre Verkindung dadurch ersetzt,
dass sie auf die Dauer von mindestens zwei Wochen, beginnend am Tag nach Verkindung
der Verordnung, im Ubrigen bei der erlassenden Behdrde zur kostenlosen Einsicht wahrend
der Sprechzeiten 6ffentlich ausgelegt werden. 2In der Rechtsverordnung ist auf die Ersatz-
verkindung hinzuweisen. 3Wahrend ihrer Geltung ist die Rechtsverordnung einschlieRlich
der nach Satz 1 verkindeten Bestandteile bei der erlassenden Behorde zur kostenlosen
Einsicht wahrend der Sprechzeiten niederzulegen. 4In der Rechtsverordnung ist auf die
Mdglichkeit der Einsichtnahme hinzuweisen.

(10) Eine Verletzung der Vorschriften der Absatze 1 bis 6 und 9 ist unbeachtlich, wenn sie
nicht innerhalb eines Jahres nach Verkiindung der Rechtsverordnung schriftlich unter Anga-
be der Tatsachen, die die Verletzung begrinden sollen, bei der fur den Erlass zustandigen
Naturschutzbehoérde geltend gemacht wird.
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(11) 'Die einstweilige Sicherstellung nach § 22 Abs. 3 BNatSchG erfolgt durch Einzelanord-
nung oder durch Rechtsverordnung ohne das in den Absatzen 1 bis 7 geregelte Verfahren.
2Die betroffenen Gemeinden und, soweit die Gefahrdung dem nicht entgegensteht, die
sonstigen Betroffenen sollen vorher gehoért werden.

(12) 'Die Absatze 1 bis 10 gelten fur Satzungen im Sinne von § 19 entsprechend. 2Satzun-
gen werden ortsublich bekannt gemacht.8

§ 21
Gesetzlich geschutzte Biotope
(zu § 30 BNatSchG)

(1) Weitere gesetzlich geschltzte Biotope im Sinne von § 30 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG sind:

magere Frisch- und Bergwiesen,
hohlenreiche Altholzinseln und hohlenreiche Einzelbaume,

Serpentinitfelsfluren,

=

Streuobstwiesen, Stollen friherer Bergwerke sowie in der freien Landschaft befindliche
Steinricken, Hohlwege und Trockenmauern.

(2) LAbweichend von § 30 Abs. 2 und 3 BNatSchG bleibt die Zuldssigkeit des Felskletterns
an Klettergipfeln im Sachsischen Elbsandsteingebirge, im Zittauer Gebirge, im Erzgebirge
und im Steinicht in biotopschonender Art und Weise sowie im bisherigen Umfang unbe-
rahrt. 2Dies gilt nicht fir das Klettern an Massivwanden und soweit gesetzliche Vorschrif-
ten oder Festsetzungen in Rechtsvorschriften entgegenstehen. 3Als Klettergipfel gelten
freistehende Felsen von mindestens 10 m Héhe, die nur durch Kletterei, Uberfall oder
Sprung von benachbarten Felsgebilden zu besteigen sind.

(3) Abweichend von § 30 Abs. 2 BNatSchG gelten die Verbote des § 30 Abs. 2 BNatSchG
vorbehaltlich der Regelung in § 34 BNatSchG nicht fir den Fall, dass auf technischen Anla-
gen der 6ffentlichen Wasserwirtschaft, Energieleitungstrassen des Ubertragungs- und Ver-
teilungsnetzes, Deponien oder auf durch den 6ffentlichen Verkehr zulassigerweise
genutzten Anlagen ein besonders geschitztes Biotop entstanden ist.

(4) 'Werden Handlungen im Sinne von § 30 Abs. 2 BNatSchG ohne die erforderliche Zulas-
sung einer Ausnahme begonnen oder durchgeflihrt, kann die Einstellung angeordnet wer-
den. 2Die Wiederherstellung des urspriinglichen Zustands kann verlangt werden, wenn
nicht auf andere Weise rechtméaRige Zustande hergestellt werden kénnen. 3Soweit eine
Wiederherstellung nicht oder nur mit unverhaltnismaBigem Aufwand madglich ist, sind
KompensationsmalBnahmen im Sinne von § 15 Abs. 2 BNatSchG anzuordnen.

(5) *Abweichend von § 30 Abs. 6 BNatSchG gilt bei gesetzlich geschiitzten Biotopen, die
auf Flachen entstanden sind, bei denen eine zulassige Gewinnung von Bodenschatzen
eingeschrankt oder unterbrochen wurde, § 30 Abs. 2 BNatSchG nicht fur die Wiederaufnah-
me der Gewinnung innerhalb von zehn Jahren. 2Diese Frist kann bei Zulassung der berg-
baulichen MaBnahme auf maximal 20 Jahre verlangert werden, wenn die Art des Abbauvor-
habens langere Unterbrechungen erforderlich machen kann.
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(6) 'Die Ausnahme nach § 30 Abs. 3 BNatSchG wird durch eine nach anderen Vorschriften
gleichzeitig erforderliche Gestattung ersetzt. 2Die Gestattung darf nur erteilt werden, wenn
die Voraussetzungen des § 30 Abs. 3 BNatSchG vorliegen und die sonst zustandige Natur-
schutzbehdérde ihr Einvernehmen erteilt hat. 3Entscheidungen in mit dem Hochwasser-
schutz zusammenhangenden wasserrechtlichen Verfahren ergehen im Einvernehmen mit
der Naturschutzbehoérde der gleichen Verwaltungsebene. #Das Einvernehmen der Natur-
schutzbehdrde gilt als erteilt, wenn es nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des
Ersuchens der Genehmigungsbehorde verweigert wird. °Dient der Eingriff der unverzigli-
chen Beseitigung von Schaden, die durch aullergew6hnliche Ereignisse, insbesondere Na-
turkatastrophen hervorgerufen wurden, kann die flr die Entscheidung nach § 17 Abs. 1
BNatSchG zustandige Behoérde die Naturschutzbehdérde auffordern, innerhalb von zwei Wo-
chen das Einvernehmen zu erklaren; in diesen Fallen gilt das Einvernehmen als erteilt,
wenn es nicht innerhalb von zwei Wochen verweigert wird.

(7) 'Die Naturschutzbehorden fiihren Verzeichnisse der ihnen bekannten besonders
geschutzten Biotope. 2Uber Eintragungen werden die Gemeinden, die Grundstlickseigent-
merinnen und Grundstlickseigentimer sowie, soweit bekannt, die sonstigen Nutzungsbe-
rechtigten unter Hinweis auf die Verbote des § 30 Abs. 2 BNatSchG schriftlich informiert.
3Bei mehr als funf Betroffenen kann in der Gemeinde eine 6ffentliche Bekanntmachung er-

folgen. #§ 13 Abs. 4 Satz 3 gilt entsprechend.9

§ 21a
Biotopvernetzung
(zu § 21 Abs. 6 BNatSchG)

1Bei der Erhaltung und Schaffung der nach § 21 Abs. 6 BNatSchG zur Vernetzung von Bio-
topen erforderlichen Landschaftsstrukturelemente soll eine raumlich ausgewogene Vertei-
lung angestrebt und vorhandene Biotopvernetzungsstrukturen, insbesondere Wald, Wald-
saume, Alleen, FlieBgewasser, soweit moglich, berlicksichtigt werden. 2Die erforderlichen
Landschaftsstrukturelemente werden, soweit mafstablich und inhaltlich geeignet, in der

Landschaftsplanung dargestellt. 3Insbesondere dann, wenn Landschaftsstrukturelemente
fur die Vernetzungsfunktion nicht in ausreichendem Malie vorhanden sind, sind als geeig-
nete MaBnahmen langfristige Vereinbarungen, landschaftspflegerische MaBnahmen, pla-

nungsrechtliche Vorgaben und andere geeignete Instrumente zur Mehrung der Flache, die
von Landschaftsstrukturelementen im Sinne von Satz 1 eingenommen wird, zu ergreifen.
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Teil 5
Netz ,,Natura 2000“

§ 22
Schutz des Europaischen okologischen Netzes
»Natura 2000“
(zu § 32 Abs. 4 BNatSchG)

!Die Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und die ausgewahlten Europaischen Vo-
gelschutzgebiete kdnnen durch Rechtsverordnung von der oberen Naturschutzbehdérde un-
ter Angabe der Erhaltungsziele und der betroffenen Landkreise und Kreisfreien Stadte
sowie Gemeinden bestimmt werden. 2Die Verordnung kann den Erhaltungszielen dienende
MaBnahmen enthalten. 3Rechtsverordnungen im Sinne von Satz 1 sind im Sachsischen
Gesetz- und Verordnungsblatt zu verkiinden. 4§ 48 Abs. 3 Satz 2 und § 20 Abs. 7 und 9
gelten entsprechend. >Im Falle der Ersatzverkiindung im Sinne von § 20 Abs. 9 sind Karten
oder zeichnerische Darstellungen auch bei den unteren Naturschutzbehdérden 6ffentlich
auszulegen. ®Mit der Verkiindung der Rechtsverordnung sind die ausgewahlten Gebiete be-
sondere Schutzgebiete nach Artikel 1 Buchst. | der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom
21. Mai 1992 zur Erhaltung der natlrlichen Lebensraume sowie der wildlebenden Tiere und
Pflanzen (ABI. L 206 vom 22. Juli 1992, S. 7), die zuletzt durch die Richtlinie 2006/105/EG
(ABI. L 363 vom 20. Dezember 2006, S. 368) geandert worden ist, oder europaische Vogel-
schutzgebiete im Sinne von Artikel 4 Abs. 1 Satz 4 der Richtlinie 2009/147/EG des Europai-
schen Parlamentes und Rates vom 30. November 2009 Uber die Erhaltung der wildleben-
den Vogelarten (ABI. L 20 vom 26. Januar 2010, S. 7). ’Zweck der Unterschutzstellung ist
die Erhaltung und Wiederherstellung eines gunstigen Erhaltungszustandes der in den Er-
haltungszielen genannten natlrlichen Lebensraumtypen oder Tier- und Pflanzenarten in
den Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung sowie der Vogelarten und ihrer
Lebensrdume in den Europaischen Vogelschutzgebieten. 8Die Naturschutzbehdrde kann
die zur Durchsetzung des Schutzzweckes erforderlichen Anordnungen treffen, wenn die
Umsetzung der MaBnahmen nach Satz 2 auf andere Weise nicht sichergestellt werden
kann.

§ 23
Vertraglichkeit und Unzulassigkeit
von Projekten und Planen
(zu den §§ 34 bis 36 BNatSchG)

(1) list fur die Zulassung eines Projektes im Sinne von § 34 Abs. 1 BNatSchG nach anderen
Rechtsvorschriften ein Zulassungsverfahren, einschlieRlich eines Anzeigeverfahrens vorge-
sehen, oder wird es von einer Behdrde durchgeflhrt, ist diese Behorde auch fur die
Prifung nach § 34 Abs. 1 bis 5 BNatSchG zustandig. 2Sie entscheidet im Einvernehmen mit
der Naturschutzbehorde. 3§ 17 Abs. 4 BNatSchG, § 12 Abs. 6 und 7 und § 21 Abs. 6 Satz 3
bis 5 gelten entsprechend. 4Satz 1 gilt nicht fir Verfahren nach § 15 des Gesetzes zum
Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Gerausche,
Erschitterungen und ahnliche Vorgange (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in
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der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002 (BGBI. | S. 3830), das zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. April 2013 (BGBI. | S. 734) geandert worden ist, in der
jeweils geltenden Fassung.

(2) 1Zustandig fur die Vertraglichkeitspriifung fiir Plane im Sinne von § 36 BNatSchG ist die
Stelle, die den Plan aufstellt. 2§ 17 Abs. 4 BNatSchG und Absatz 1 Satz 2 gelten entspre-
chend.

(3) Uber § 35 Nr. 2 BNatSchG hinaus ist § 34 Abs. 1 und 2 BNatSchG auch fiir Handlungen
nach § 35 Nr. 2 BNatSchG anwendbar, wenn sie auf einer benachbarten Flache zu einem
Natura-2000-Gebiet stattfinden und dadurch geeignet sind, das Gebiet erheblich zu beein-
trachtigen.

(4) 1Bei Auswirkungen von Planen und Projekten im Sinne der § 34 Abs. 1 und § 36
BNatSchG in einem anderen Bundesland werden die dort zustandigen Behérden méglichst
frihzeitig beteiligt. 2Die Festlegung von AusgleichsmaBnahmen erfolgt im Benehmen mit
den zustandigen Behorden des beteiligten Bundeslandes. 3Fir die Abgabe von Stellung-
nahmen und Erklarungen kann eine angemessene Frist gesetzt werden.

(5) Bei Auswirkungen in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union sind flr das
Beteiligungsverfahren die Regelungen des § 8 UVPG entsprechend anzuwenden.

Teil 6
Schutz der wild lebenden Tier- und Pflanzenarten,
ihrer Lebensstatten und Biotope

§ 24
Ermachtigungen
(zu § 45 Abs. 7 Satz 4 und § 54 Abs. 7 BNatSchG)

(1) Die durch § 45 Abs. 7 Satz 4 BNatSchG erteilte Ermachtigung wird auf das Staatsminis-
terium flr Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft Gbertragen.

(2) 1Die untere Naturschutzbehorde kann durch Rechtsverordnung oder Einzelanordnung
flr die Lebensstatten von im Bestand gefahrdeten Arten oder streng geschitzten Arten,
insbesondere ihre Standorte, Brut- und Wohnstatten, zeitlich befristet besondere
Schutzmalnahmen festlegen. 2Der Geltungsbereich, die Geltungsdauer, der Schutzgegen-
stand, der Schutzzweck und die erforderlichen Ge- und Verbote sind anzufiihren. 3In den
Schutz der Wohnstatten dieser Arten kann die Umgebung bis zu 500 m Entfernung einbe-
zogen werden, um die Wohnstatten von Beunruhigungen und Stérungen freizuhalten. 4Da-
bei kénnen, soweit erforderlich, unterschiedliche Verbote fir die Zeit der Brut und Aufzucht
und die Ubrige Zeit festgelegt werden. >SchutzmaRnahmen fir Lebensstatten von im Be-
stand gefahrdeten oder streng geschitzten Arten innerhalb von baulichen Anlagen sind in-
soweit zulassig, als sie fur die Eigentimerinnen und Eigentimer zumutbar sind.

(3) Vor Erlass einer Rechtsverordnung oder Anordnung nach Absatz 2 sind die Grunds-
tickseigentimerinnen und Grundstiickseigentimer sowie, soweit bekannt, die sonstigen
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Nutzungsberechtigten rechtzeitig Uber die geplanten Regelungen schriftlich zu informieren.

2Bei mehr als 5 Betroffenen kann die Information durch 6ffentliche Bekanntmachung erfol-

gen.10

§ 25
Zoogenehmigung
(zu § 42 Abs. 5 BNatSchG)

1Die Genehmigung nach § 42 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG schlief8t die Erlaubnis nach § 11
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2a des Tierschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom

18. Mai 2006 (BGBI. 1 S. 1206, 1313), das zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes vom 9. De-
zember 2011 (BGBI. | S. 1934, 1940) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung, mit ein, soweit die Genehmigung im Einvernehmen mit der zustandigen
Tierschutzbehorde erteilt wird. 2Die Genehmigung nach Satz 1 gilt als erteilt, wenn die Ge-
nehmigungsbehdrde den vollstandigen Antrag nicht binnen 6 Monaten nach Eingang
zurlick weist. 3Die Genehmigungsbehdrde kann die Frist aus wichtigem Grund um bis

zu 2 Monate verlangern.

§ 26
Tiergehege
(zu § 43 Abs. 4 und 5 BNatSchG)

(1) Uber § 43 Abs. 2 BNatSchG hinaus sind Tiergehege so zu errichten und zu betreiben,
dass die Jagdauslbung nicht wesentlich beeintrachtigt wird.

(2) Das Staatsministerium fir Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft wird er-
machtigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, dass die Anforderungen nach § 43
Abs. 2 BNatSchG sowie des Absatzes 1 nicht gelten flr Gehege,

1. die unter staatlicher Aufsicht stehen,
2. die nur fur kurze Zeit aufgestellt werden oder eine geringe Flache beanspruchen oder
3. in denen nur eine geringe Anzahl von Tieren oder Tiere mit geringen Anforderungen an

ihre Haltung gehalten werden. 11

Teil 7
Erholung in Natur und Landschaft

§ 27
Betreten der freien Landschaft
(zu § 59 BNatSchG)

(1) 'Die freie Landschaft darf von allen zum Zwecke der Erholung unentgeltlich betreten
werden. 2Landwirtschaftlich genutzte Flachen diirfen wahrend der Nutzzeit nicht betreten
werden; als Nutzzeit gilt die Zeit zwischen Aussaat oder Bestellung und Ernte, bei
Grinland die Zeit des Aufwuchses und der Beweidung. 3Sonderkulturen, insbesondere Fla-
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chen, die dem Garten-, Obst- und Weinbau dienen, durfen ganzjahrig nur auf Wegen
betreten werden.

(2) Zum Betreten gehdéren auch

1. das Ski- und Schlittenfahren (ohne Motorkraft), das Spielen und ahnliche Betatigungen
in der freien Landschaft,

2. auf dafur geeigneten Wegen das Radfahren und das Fahren mit Krankenstthlen; Ful3-
gangerinnen und FuBganger dirfen weder belastigt noch behindert werden.

(3) Vorschriften Uber das Betreten des Waldes, Uber den Gemeingebrauch an Gewassern

und an o6ffentlichen Stralen sowie straBenverkehrsrechtliche, fischerei- und jagdrechtliche

Regelungen bleiben unberiihrt.2

§ 28
Schranken des Betretungsrechts
(zu § 59 BNatSchG)

(1) Das Betretungsrecht umfasst nicht das Befahren mit Kraftfahrzeugen, das Zelten sowie
das Aufstellen und Abstellen von Fahrzeugen.

(2) 'Das Reiten und das Fahren mit bespannten Fahrzeugen ist nur auf geeigneten Wegen
und besonders ausgewiesenen Flachen gestattet. 2Gekennzeichnete Wanderwege, Sport-
und Lehrpfade sowie flr die Erholung der Bevdlkerung ausgewiesene Spielplatze und Lie-
gewiesen durfen nicht benutzt werden, soweit dies durch entsprechende Beschilderung
oder Kennzeichnung nicht ausdriicklich gestattet ist. 3Die Gemeinden sollen im Einverneh-
men mit der unteren Naturschutzbehdrde, im Gebiet der Nationalparkregion Sachsische
Schweiz oder eines Biospharenreservats unter besonderer Berlcksichtigung des Schutz-
zweckes mit der in § 15 Abs. 2 oder § 16 Abs. 2 genannten Verwaltung sowie in Naturpar-
ken mit der Naturparkverwaltung nach § 17 geeignete Wege und Flachen ausweisen (Reit-
routennetz); die Ausweisung bedarf bei Privatgrundstiicken der Zustimmung der Grunds-
tickseigentimerinnen und Grundstickseigentimer.

(3) 1Organisierte Veranstaltungen wie Volkswanderungen sind nur auf 6ffentlichen Wegen
gestattet. 2Motorsportveranstaltungen kénnen gestattet werden, wenn keine Belange des
Naturschutzes und der Landschaftspflege oder sonstige 6ffentliche oder private Belange
entgegenstehen.

(4) 1Die untere Naturschutzbehorde kann durch Rechtsverordnung oder Einzelanordnung
das Betretungsrecht aus Grinden des Naturschutzes, des Feldschutzes, zur Durchfihrung
von Pflegearbeiten, zur Regelung des Erholungsverkehrs oder aus sonstigen zwingenden
Grinden beschranken oder aufheben. 2Eine Einzelanordnung kann durch Sperren im Sinne

von § 29 Abs. 2 kundgetan werden.13

Fassung vom 17.10.2026 Seite 21 von 39



Sachsisches Naturschutzgesetz

§ 29
Zulassigkeit von Sperren in der freien Landschaft
(zu § 59 BNatSchG)

(1) Die Grundstlckseigentimerinnen und Grundstiickseigentimer oder die sonst Nut-
zungsberechtigten durfen darf der Allgemeinheit das Betreten von Grundstiicken in der
freien Landschaft durch Sperren nach Absatz 2 nur verwehren, wenn und soweit

1. es sich bei einem mit einem Wohngebaude bebauten Grundstick um den Wohnbereich
und die damit in raumlichem und sachlichem Zusammenhang stehenden bebauten
oder nicht bebauten Grundstlcksteile handelt; Entsprechendes gilt flr gewerblich
genutzte Grundstlicke,

2. die Beschadigung des Grundstlckes oder dessen Verunreinigung oder Schaden an
landwirtschaftlichen Kulturen in nicht unerheblichem MaR zu beflrchten sind oder

3. MaBBnahmen der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft, der Jagdaustbung oder zulassi-
ger sportlicher Veranstaltungen sowie sonstige zwingende Griinde eine Sperre erfor-
dern.

(2) Die Sperrung hat durch Einfriedungen, durch andere deutlich erkennbare Hindernisse
oder durch Schilder zu erfolgen.

(3) 1Bedarf die Einrichtung einer Sperre in der freien Landschaft einer behérdlichen Gestat-
tung nach anderen Rechtsvorschriften, so ergeht diese im Einvernehmen mit der
Naturschutzbehérde, soweit Bundesrecht nicht entgegensteht. 2Im Ubrigen bedarf die
Sperre in der freien Landschaft einer Genehmigung der Naturschutzbehérde. 3Ausgenom-
men hiervon sind Sperren von intensiv genutzten Flachen landwirtschaftlicher Betriebe,
von Weide- und von Wildzdunen. 4Das Einvernehmen nach Satz 1 oder die Genehmigung
nach Satz 2 gelten als erteilt, wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des
Ersuchens der Genehmigungsbehdrde oder des Antrages verweigert werden.

(4) Die Naturschutzbehérde kann die Beseitigung widerrechtlich errichteter Sperren anord-
nen, soweit dafir nicht die Behérde im Sinne von Absatz 3 Satz 1 zustandig ist. 14

§ 30
Durchgange
(zu § 59 BNatSchG)

Die Naturschutzbehdérde kann auf einem Grundstlick, das nach den vorstehenden Vor-
schriften nicht frei betreten werden darf, fUr die Allgemeinheit einen Durchgang anordnen,
wenn andere Teile der freien Landschaft, insbesondere Erholungsflachen, Naturschénhei-
ten, Wald oder Gewasser in anderer zumutbarer Weise nicht zu erreichen sind und wenn
die Eigentimerin, der Eigentumer, die oder der sonst Nutzungsberechtigte dadurch nur

unwesentlich in den eigenen Rechten beeintrachtigt wird. 1>
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§ 31
Pflichten der offentlichen Hand
(zu § 62 BNatSchG)

1Uber die Verpflichtung nach § 62 BNatSchG hinaus kann die Naturschutzbehérde im Ein-
vernehmen mit der zustandigen Wasserbehoérde die Freigabe von Uferstreifen 6ffentlicher
Gewasser fur Erholungszwecke und die Beseitigung tatsachlicher Hindernisse fur das freie
Betreten anordnen. 2Wird dabei das Nutzungsrecht oder das Eigentum in einem MaRe be-

eintrachtigt, das Uber die Sozialbindung des Eigentums hinausgeht, so hat die oder der

Berechtigte Anspruch auf Entschadigung nach MaRgabe von § 40.16

Teil 8
Mitwirkung der anerkannten Naturschutzvereinigungen

§ 32
Anerkannte Naturschutzvereinigungen
(zu § 63 Abs. 2 BNatSchG)

(1) Abweichend von § 63 Abs. 2 BNatSchG ist anerkannte Naturschutzvereinigung im Sinne
dieses Gesetzes sowie im Sinne von § 63 Abs. 2 BNatSchG eine vom Freistaat Sachsen
nach § 3 des Gesetzes Uber erganzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen in Umweltangele-
genheiten nach der EG-Richtlinie 2003/35/EG (Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz - UmwRG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 8. April 2013 (BGBI. I S. 753) geandert worden ist,
in der jeweils geltenden Fassung, anerkannte Vereinigung, die nach ihrem satzungsgema-
Ben Aufgabenbereich im Schwerpunkt die Ziele des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege fordert sowie zur Wahrnehmung dieses Aufgabenbereiches landesweit tatig und
strukturiert ist.

(2) Die Anerkennung sowie die Ricknahme und der Widerruf der Anerkennung werden
durch die oberste Naturschutzbehérde ausgesprochen und im Sachsischen Amtsblatt be-
kanntgemacht.

§ 33
Mitwirkungsrechte
(zu § 63 BNatSchG)

(1) GemaR § 63 Abs. 2 Nr. 8 BNatSchG bestehen Mitwirkungsrechte der anerkannten Natur-
schutzvereinigungen auch vor der Erteilung von Befreiungen von Geboten und Verboten
zum Schutz von Landschaftsschutzgebieten und Flachennaturdenkmalen.

(2) 'Die Vereinigung ist von der zustandigen Behoérde lber Vorhaben, Planungen und
Verwaltungsverfahren im Sinne von § 63 Abs. 2 BNatSchG sowie Absatz 1 rechtzeitig
schriftlich zu benachrichtigen, wobei eine angemessene Frist fur die Stellungnahme
einzurdumen ist. 2Bei Verfahren mit Offentlichkeitsbeteiligung reicht die Unterrichtung der
Naturschutzvereinigung Uber die 6ffentliche Auslegung aus. 3Hat sich die Naturschutzver-
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einigung oder die Landesarbeitsgemeinschaft Naturschutz fristgemal geaulRert, werden ihr
die wesentlichen Grinde mitgeteilt, soweit ihrem Anliegen nicht entsprochen wurde.

§ 34
Rechtsbehelfe
(zu § 64 BNatSchG)

Anerkannte Naturschutzvereinigungen kénnen auch gegen Befreiungen von Verboten und
Geboten zum Schutz von Flachennaturdenkmalen unter den in § 64 BNatSchG genannten
Voraussetzungen Rechtsbehelfe einlegen.

§ 35
Unterstiutzung und Beauftragung
von Naturschutzvereinigungen
und Landschaftspflegeverbanden

(1) 1Der Freistaat Sachsen kann anerkannten Naturschutzvereinigungen nach MaRgabe der
zur Verfigung stehenden Haushaltsmittel Zuschiisse oder Aufwendungsersatz flr Leistun-
gen gewahren, die im o6ffentlichen Interesse des Naturschutzes und der Landschaftspflege
liegen. 2Dies gilt insbesondere fir

1. den Erwerb von Grundstiicken,

2. die Vorarbeiten zur Ausweisung neuer Schutzgebiete, sofern ein Auftrag der
zustandigen Naturschutzbehdrde vorliegt,

3. Untersuchungen und Veréffentlichungen von wissenschaftlichem Interesse oder zur
Aufklarung der Allgemeinheit Gber die Belange von Naturschutz und Landschaftspfle-
ge,

4. die Betreuung von geschutzten Gebieten oder Gegenstanden.

(2) 'Im Einverstandnis mit den Naturschutzvereinigungen kann diesen auch ohne Kosten-
erstattung die Durchfuhrung von Pflege- und EntwicklungsmaBnahmen von der
zustandigen Naturschutzbehorde widerruflich Ubertragen werden. 2Dabei sind die Befug-
nisse der Behorde, der Naturschutzbeauftragten sowie der Naturschutzwartinnen und
Naturschutzwarte gegen die der Vereinigung abzugrenzen. 3Hoheitliche Befugnisse kdnnen
nicht Gbertragen werden. “Entsprechendes gilt fir die Durchflihrung bestimmter Aufgaben
des Artenschutzes, wenn ein flr dieses Fachgebiet ausreichend vorgebildetes Mitglied der
Naturschutzvereinigung betraut wird.

(3) Die ein Schutzgebiet oder einen Schutzgegenstand betreuende Naturschutzvereinigung
ist unbeschadet des § 36 Abs. 1 Satz 2 vor einer Anderung oder Aufhebung der Schutzver-
ordnung sowie vor Erteilung von Ausnahmen oder Erlaubnissen anzuhoéren.

(4) Die Absatze 1 und 2 kénnen, insbesondere nach MalRgabe von Férderrichtlinien, auch
auf andere geeignete juristische Personen angewendet werden, soweit sie im Einzelfall
Gewahr fur eine ordnungsgemalie Aufgabenerflllung bieten.

(5) 1FUr die qualifizierte Wahrnehmung der Mitwirkungsrechte nach § 63 des Bundesnatur-
schutzgesetzes und § 33 insbesondere durch Erstellung von Stellungnahmen erhalten die
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anerkannten Naturschutzvereinigungen zur Vorhaltung entsprechender personeller Res-
sourcen nach MaBgabe der zur VerflUgung stehenden Haushaltsmittel eine finanzielle Un-
terstiitzung. 2Die zur Verfigung stehenden Haushaltsmittel werden jahrlich zu gleichen
Teilen auf die anerkannten Naturschutzvereinigungen aufgeteilt.

(6) Der Freistaat Sachsen gewahrt dem Landesverband der Landschaftspflegeverbande
Sachsens nach MaBgabe der zur VerflUgung stehenden Haushaltsmittel auf Grundlage einer
Kooperationsvereinbarung eine pauschalierte finanzielle Unterstiutzung fur das Vorhalten
flachendeckender Strukturen zur Erfullung insbesondere folgender Aufgaben:

1. Initilerung von Mallhahmen zur Umsetzung regionaler und landesweiter Artenschutz-
konzepte,

2. Initiierung von MalBnahmen zur kreistiberschreitenden Umsetzung des landesweiten Bi-
otopverbundes,

3. Initilerung von MaBnahmen zur Sicherung der Koharenz des europaischen Schutzge-
bietssystems Natura 2000, einschlieB8lich der Erarbeitung kreislicher und regionaler

Umsetzungskonzepte.17

§ 36
Landesarbeitsgemeinschaft Naturschutz

(1) Die anerkannten Naturschutzvereinigungen kdnnen in einer Landesarbeitsgemeinschaft
Naturschutz zusammenwirken.

(2) Die anerkannten Naturschutzvereinigungen sind von den Naturschutzbehérden aufzu-
fordern, Vorschlage flr die Berufung von Mitgliedern flr die Naturschutzbeirate nach § 42
und far die Betreuung geschitzter Gebiete zu unterbreiten.

(3) Der Freistaat Sachsen beteiligt sich nach MaRgabe der zur Verfligung stehenden Haus-

haltsmittel an den Kosten, die flr die Unterhaltung und den Betrieb des Virtuellen Bliros

der anerkannten Naturschutzvereinigungen anfallen.18

Teil 9
Eigentumsbindung, Befreiungen

§ 37
Auskunftspflicht und Betretungsbefugnis
(zu § 65 Abs. 3 BNatSchG)

(1) 'Die Naturschutzbehorden und der Polizeivollzugsdienst kénnen zur Vorbereitung und
Durchfihrung von MaBnahmen nach diesem Gesetz von naturlichen und juristischen Perso-
nen, auch des o6ffentlichen Rechts, die erforderlichen Auskiinfte verlangen. 2Die zur Aus-
kunft verpflichtete Person kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren
Beantwortung sie oder einen ihrer in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung in der
Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezember 2005 (BGBI. I S. 3203, 2006 |1 S. 431,
2007 1S. 1781), die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 11. Marz 2013 (BGBI. |
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S. 434, 438) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, bezeichneten Angehd-
rigen der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz Uber
Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBI. |
S. 602), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBI. I S. 2353,
2354), in der jeweils geltenden Fassung, aussetzen warde.

(2) 'Bedienstete und Beauftragte der Naturschutzbehorden, der Fachbehorden, der Ge-
meinden sowie des Polizeivollzugsdienstes sind befugt, zur Vorbereitung und Durchfihrung
von MaRBnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege wahrend der Tageszeit
Grundstlicke zu betreten oder auf geeigneten Wegen zu befahren. ?lhnen ist es im Rah-
men von Satz 1 auch gestattet, dort Erhebungen, naturschutzfachliche Beobachtungen,
Vermessungen und Bodenuntersuchungen sowie ahnliche Dienstgeschafte vorzunehmen.
3Als Tageszeit gilt die Zeit von 6.00 Uhr bis 22.00 Uhr. *Grundstticke in der freien Land-
schaft oder im Wald kénnen flr naturschutzfachliche Beobachtungen von dem in Satz 1
genannten Personenkreis auch wahrend der Nachtzeit betreten werden, wobei Stérungen
der Jagdaustbung zu vermeiden sind. °>Das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung
(Artikel 13 des Grundgesetzes und Artikel 30 der Verfassung des Freistaates Sachsen) wird
durch die Satze 1 bis 3 insoweit eingeschrankt. ®Die Eigentimerinnen und Eigentiimer
oder die sonst Berechtigten sind rechtzeitig vor der Durchfihrung von Vermessungen, Bo-
denuntersuchungen sowie ahnlichen Dienstgeschaften in geeigneter Weise zu benachrich-
tigen; die Benachrichtigung kann auch durch 6ffentliche Bekanntmachung erfolgen, wenn
die MaBhahme wegen ihrer Besonderheit auf eine Vielzahl von Grundstlcken erstreckt
werden muss. ’Bei Gefahr im Verzug kann die Benachrichtigung unterbleiben. 8Nach Ab-
schluss des Dienstgeschaftes ist, soweit mdglich, der urspringliche Zustand wiederherzu-
stellen.

(3) Die den Bediensteten oder den Beauftragten ausgestellten Dienstausweise oder
sonstigen Nachweise der Beauftragung sind auf Verlangen vorzuzeigen.

(4) Entstehen der Eigentimerin, dem Eigentimer oder der oder dem sonst Nutzungsbe-
rechtigten durch eine nach Absatz 2 zuldssige MalBhahme unmittelbare Vermdgensnachtei-

le, ist dafur nach MalRgabe von § 68 Abs. 1 BNatSchG und § 40 Abs. 1 eine angemessene

Entschadigung in Geld zu leisten.1?

§ 38
Vorkaufsrecht
(zu § 66 BNatSchG)

(1) 'Das Vorkaufsrecht an Grundstiicken nach § 66 Absatz 1 Satz 1 des Bundesnaturschutz-
gesetzes steht den Gemeinden und Landkreisen zu. 2§ 66 Absatz 1 Satz 2 und 3 des Bun-
desnaturschutzgesetzes gelten entsprechend. 3Die Auslibung des Vorkaufsrechts richtet
sich nach § 66 Absatze 2 bis 3 des Bundesnaturschutzgesetzes. *Abweichend von § 66 Ab-
satz 3 Satz 4 des Bundesnaturschutzgesetzes finden die §§ 463 bis 469 Absatz 1, die

§§ 471 und 1098 Absatz 2 sowie die §§ 1099 bis 1102 des Blrgerlichen Gesetzbuches An-
wendung.

(2) Das Vorkaufsrecht kann nur bis zum Ablauf von zwei Monaten nach Empfang der
Mitteilung Uber den Inhalt des Kaufvertrages ausgelbt werden.
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(3) § 66 Absatz 4 Bundesnaturschutzgesetz findet keine Anwendung.20

8§ 39
Befreiungen
(zu § 67 BNatSchG)

1Die Befreiung wird durch eine nach anderen Vorschriften gleichzeitig erforderliche
Gestattung ersetzt, soweit nicht Bundesrecht entgegensteht. 2Die Gestattung darf nur er-
teilt werden, wenn die Voraussetzungen des § 67 Abs. 1 BNatSchG vorliegen und die sonst
zustandige Naturschutzbehorde oder Gemeinde ihr Einvernehmen erklart hat. 3§ 21 Abs. 6
Satz 4 und 5 findet entsprechende Anwendung. *Entscheidungen in mit dem Hochwasser-
schutz zusammenhangenden wasserrechtlichen Verfahren ergehen im Einvernehmen mit
der Naturschutzbehdrde der gleichen Verwaltungsebene.

8§40
Entschadigung und Hartefallausgleich
(zu § 68 BNatSchG)

(1) Eine Entschadigung ist nach MalRgabe von § 68 Abs. 1 BNatSchG insbesondere zu ge-
wahren, wenn und soweit aufgrund der Ge- und Verbotsbestimmungen durch Unterschutz-
stellungen (§§ 23 bis 29 BNatSchG, §§ 13 bis 19, 22) oder zum Schutz bestimmter Biotope
(§ 30 BNatSchgG, § 21)

1. bisher rechtmaBige Grundsticksnutzungen aufgegeben oder erheblich eingeschrankt
werden missen,

2. Aufwendungen an Wert verlieren, die flr beabsichtigte, bisher rechtmaRige Grunds-
ticksnutzungen in schutzwirdigem Vertrauen darauf gemacht wurden, dass sie
rechtmagig bleiben,

3. die Lasten und Bewirtschaftungskosten von Grundstlicken auch in Gberschaubarer Zu-
kunft nicht durch deren Ertrage und sonstige Vorteile ausgeglichen werden kénnen und
hierdurch die Betriebe oder die sonstigen wirtschaftlichen Einheiten, zu denen die
Grundstlcke gehdren, unvermeidlich und erheblich beeintrachtigt werden.

(2) 1Zur Entschadigung ist der Freistaat Sachsen verpflichtet. 2Hat eine Satzung Auswir-
kungen im Sinne von § 68 Abs. 1 BNatSchG oder Absatz 1, ist die Gemeinde zur Entschadi-
gung verpflichtet.

(3) 'Soweit der Freistaat Sachsen zur Entschadigung verpflichtet ist, ist fiir die Leistung
und Festsetzung der Entschadigung die obere Naturschutzbehérde zustandig. 2Uber den
Entschadigungsanspruch entscheidet die zustandige Behdérde dem Grunde nach, wenn die
Beschrankung der Eigentiumerbefugnisse auf einem Verwaltungsakt beruht. 3Die Entschei-
dung ergeht zusammen mit der Entscheidung Uber die nutzungsbeschrankende Malinah-
me. “Eine nutzungsbeschrankende MaRnahme ist auch die Ablehnung eines Antrages auf
Ausnahme oder Befreiung von Anforderungen dieses Gesetzes, des Bundesnaturschutzge-
setzes oder aufgrund dieser Gesetze erlassener Vorschriften. >Im Fall des Satzes 2 ergeht
die Entscheidung zur Frage der Gewahrung von Entschadigung im Einvernehmen mit der

Fassung vom 17.10.2026 Seite 27 von 39


http://dm:3000/federal_laws/860/redirect
http://dm:3000/federal_laws/860/redirect
http://dm:3000/federal_laws/860/redirect
http://dm:3000/federal_laws/860/redirect
http://dm:3000/federal_laws/860/redirect
http://dm:3000/federal_laws/860/redirect

Sachsisches Naturschutzgesetz

oberen Naturschutzbehorde, soweit sich aus anderen Rechtsvorschriften nichts
Abweichendes ergibt.

(4) 1Uber § 68 Abs. 2 BNatSchG hinaus kann die Entschadigung auch in der Bereitstellung
von Ersatzflachen bestehen; in den Fallen des Absatzes 1 Nr. 3 soll die Entschadigung als
Darlehen gewahrt werden, soweit damit zu rechnen ist, dass die Fehlbetrage durch spatere
Uberschiisse ausgeglichen werden. 2Ist einer Eigentimerin oder einem Eigentiimer mit
Rucksicht auf die entstandenen Nutzungseinschrankungen nicht mehr zuzumuten ein
Grundstiick zu behalten, kann sie oder er die teilweise oder vollstandige Ubernahme des
Grundstlickes verlangen. 3Der Freistaat Sachsen, im Falle des Absatzes 2 Satz 2 die Ge-
meinde, kann die Ubernahme des Grundstiickes einer anderen Kérperschaft des
offentlichen Rechts Uberlassen.

(5) *Wird durch dieses Gesetz oder durch MaBnahmen aufgrund des Bundesnaturschutzge-
setzes, dieses Gesetzes oder von Vorschriften, die aufgrund dieses Gesetzes erlassen wor-
den sind, die land-, forst- oder fischereiwirtschaftliche Nutzung eines Grundstickes flr die
Eigentimerin, den Eigentimer, die Nutzungsberechtigte oder den Nutzungsberechtigten
wesentlich erschwert und fuhrt dies zu einer besonderen Harte, ohne dass das Ausmals
des § 68 Abs. 1 BNatSchG erreicht wird, so kann der oder dem Betroffenen nach MalRgabe
der zur Verfiugung stehenden Haushaltsmittel ein angemessener Ausgleich in Geld gewahrt
werden (Hartefallausgleich). 2Absatz 2 gilt entsprechend. 3Abweichend von § 68 Abs. 4
BNatSchG kann der Ausgleich auch in wiederkehrenden Leistungen oder in der
Bereitstellung von Ersatzflachen bestehen. *Das Nahere, insbesondere die Grundsatze des
Hartefallausgleiches, die zustandige Behdrde und das Verfahren, wird durch Rechtsverord-
nung des Staatsministeriums fur Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft im
Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen geregelt. °>Die Satze 1 bis 4 finden
keine Anwendung bei der Tierart Wolf (Canis lupus).

(6) 'Werden durch wild lebende Tiere der in Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/
EWG aufgeflhrten Arten Bar (Ursus arctos) oder Luchs (Lynx Lynx) Sachschaden verur-
sacht, so kann der oder dem Betroffenen abweichend von § 68 Absatz 4 des Bundesnatur-
schutzgesetzes und nach MalRgabe der zur Verfugung stehenden Haushaltsmittel ein
Schadensausgleich gezahlt werden. 2Die Zahlung erfolgt nur, wenn die oder der Betroffene
alle zumutbaren Vorkehrungen gegen Schadenseintritt getroffen hat. 3Der Ausgleich wird

durch die obere Naturschutzbehdrde auf Antrag gew;aihrt.21

8§41
Enteignung
(zu § 68 Abs. 3 BNatSchG)

(1) Die Enteignung von Grundstlucken und grundsttcksgleichen Rechten, die

1. in nicht nur einstweilig sichergestellten Naturschutzgebieten, Nationalparken oder Bio-
spharenreservaten liegen oder auf denen sich Naturdenkmale befinden,

2. zur Durchfihrung von MaBnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege, die
zur Einhaltung von europaischen oder bundesrechtlichen Bestimmungen zwingend
erforderlich sind, bendtigt werden,

3. an oberirdische Gewasser angrenzen und im Schutzstreifen (§ 61 BNatSchG) liegen,
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ist zuldssig, wenn und soweit dies aus Grinden des Naturschutzes, der Landschaftspflege
oder der Erholungsvorsorge erforderlich und der Zweck auf andere zumutbare Weise nicht
erreichbar ist, insbesondere ein freihandiger Erwerb zu angemessenen Bedingungen
gescheitert ist.

(2) 'Enteignungsbeglnstigte kdnnen der Freistaat Sachsen, Landkreise, Gemeinden oder
die nach § 32 Abs. 1 anerkannten Naturschutzvereinigungen sein. 2Zustandigkeiten und
Verfahren richten sich nach dem Sachsischen Enteignungs- und Entschadigungsgesetz
(SachseEntEG) vom 18. Juli 2001 (SachsGVBI. S. 453), geandert durch Artikel 19 des Geset-
zes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 141), in der jeweils geltenden Fassung.

(3) 1Die oder der Betroffene hat Anspruch auf eine angemessene Entschadigung in Geld.
2Fir die Bemessung der Entschadigung gilt § 4 Abs. 1 SachsEntEG.22

Teil 10
Naturschutzbeirat, Naturschutzdienst, Aus- und Fortbildung

§42
Naturschutzbeirate

(1) 1Zur wissenschaftlichen und fachlichen Beratung wird bei der obersten Naturschutzbe-
horde ein Beirat aus ehrenamtlich tatigen sachverstandigen Personen gebildet, die
unabhéangig und keinen Weisungen unterworfen sind. 2Bei der oberen und den unteren Na-
turschutzbehorden konnen Beirdte gebildet werden. 3Die Leitung der Naturschutzbehérde
oder die von ihr bestimmte Vertretung flhrt den Vorsitz im Beirat. Die Geschaftsfiihrung
obliegt der Naturschutzbehdorde, die den Beirat beruft und auch die Kosten zu tragen hat.

(2) Die Naturschutzbehdrde hat den Beirat Uber alle grundsatzlichen und wesentlichen Pla-
nungen und MalBnahmen, die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege berihren,
zu unterrichten.

(3) Das Nahere, insbesondere die Zahl der Mitglieder, ihre Berufung und Abberufung, die
Zusammensetzung der Beirate sowie den Ersatz von Aufwendungen der Mitglieder regelt
das Staatsministerium flr Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft durch Rechts-

verordnung.23

§43
Naturschutzdienst

(1) 1Die unteren Naturschutzbehdrden sollen geeignete Personen als ehrenamtliche Kreis-
naturschutzbeauftragte sowie Naturschutzhelferinnen und Naturschutzhelfer auf die Dauer
von funf Jahren bestellen. 2Das Mindestalter fur die Bestellung als Naturschutzhelferin und
Naturschutzhelfer betragt 16 Jahre. 3Die obere Naturschutzbehérde kann Landesnatur-
schutzbeauftragte bestellen. *Eine Wiederbestellung ist moglich. ®>Die Beiratsmitglieder,
die Fachbehérden und die anerkannten Naturschutzvereinigungen haben ein Vorschlags-
recht; sie sind vor jeder Abberufung von Personen, die sie vorgeschlagen haben, zu héren.
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(2) 1Die Naturschutzhelferinnen und Naturschutzhelfer stehen unter der Aufsicht der
Naturschutzbehorde, die sie bestellt hat. 2Sie werden von Kreisnaturschutzbeauftragten
fachlich betreut und angeleitet. 3Absatz 8 bleibt unberthrt.

(3) 1Die Naturschutzbeauftragten sowie die Naturschutzhelferinnen und Naturschutzhelfer
haben die Aufgabe,

1. geschutzte Teile von Natur und Landschaft zu GUberwachen sowie festgesetzte Pflege-
und EntwicklungsmalBnahmen durchzufihren oder zu GUberwachen,

2. Natur und Landschaft zu beobachten und Schaden und Gefdhrdungen abzuwenden
oder, wo dies nicht méglich oder zuldssig ist, die zustandige Naturschutzbehdrde zu in-
formieren,

3. Beitrage zur Dokumentation innerhalb ihres Zustandigkeitsbereiches zu liefern.

2Naturschutzhelferinnen und Naturschutzhelfer sowie Naturschutzbeauftragte tragen Dien-
stabzeichen.

(4) 1Fur ihre Tatigkeit erhalten die Naturschutzbeauftragten eine pauschale Aufwandsent-
schadigung und Ersatz der entstandenen Reisekosten. 2Den Naturschutzhelferinnen und
Naturschutzhelfern werden Reisekosten ersetzt, wenn ein Einzelauftrag der
Naturschutzbehdérde vorliegt. 3lhnen kénnen ferner auf Antrag die im Rahmen ihrer Tatig-
keit entstandenen Kosten erstattet werden.

(5) 1Fir besondere Aufgaben oder bestimmte Gebiete kdnnen geeignete Personen als
hauptamtliche Naturschutzwartinnen und Naturschutzwarte bestellt werden. 2Sie haben in-
nerhalb ihres Wirkungsbereiches die Aufgabe,

1. Besucherinnen und Besucher der freien Landschaft Gber die Vorschriften zum Schutz
von Natur und Landschaft zu informieren,

2. die Einhaltung und Durchsetzung der in Nummer 1 genannten Vorschriften zu Uberwa-
chen,

3. Zuwiderhandlungen gegen mit Strafe oder GeldbuRe bedrohte Rechtsvorschriften zu
unterbinden und bei der Verfolgung von Verstéen mitzuwirken.

(6) 1Zur Erfillung der in den Absatzen 3 und 5 bezeichneten Aufgaben haben die Natur-
schutzbeauftragten sowie die Naturschutzwartinnen und Naturschutzwarte die Befugnis,

1. Naturschutzgebiete und sonstige geschitzte Flachen und Objekte auch auRerhalb von
Wegen zu betreten,

2. eine Person zur Feststellung ihrer Personalien anzuhalten, wenn sie bei Rechtsversto-
Ben angetroffen wird oder solcher VerstéRe verdachtig ist,

3. eine angehaltene Person zu einer Polizeidienststelle zu bringen, wenn die Feststellung
der Personalien an Ort und Stelle nicht vorgenommen werden kann oder wenn der
Verdacht besteht, dass ihre Angaben unrichtig sind,

4. eine Person vorubergehend von einem Ort zu verweisen oder ihr voribergehend das
Betreten eines Ortes zu verbieten,

5. besonders geschitzte Tiere oder Pflanzen oder Teile davon, die unbefugt enthommen
wurden, sicherzustellen.
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2Satz 1 Nr. 1, 2, 4 und 5 gilt auch fur die nach Absatz 1 bestellten Naturschutzhelferinnen
und Naturschutzhelfer in dem ihnen Ubertragenen Aufgabenkreis; haben sie das

18. Lebensjahr noch nicht vollendet, gilt nur Satz 1 Nummer 1. 3Die Naturschutzbeauftrag-
ten, die Naturschutzwartinnen und Naturschutzwarte sowie die Naturschutzhelferinnen
und Naturschutzhelfer kénnen von dieser Befugnis nur Gebrauch machen, wenn sie einen
Nachweis Uber ihre Bestellung mit sich fiihren. 4Sie sind verpflichtet, diesen vorzuzeigen.

(7) 1Die Naturschutzwartinnen und Naturschutzwarte werden durch die obere
Naturschutzbehoérde bestellt. 2Sie diirffen Amtshandlungen nur in dem zugewiesenen sach-
lichen oder 6rtlichen Zustandigkeitsbereich vornehmen. 3Bei der Auslbung ihrer Tatigkeit
massen sie ein Dienstabzeichen tragen und einen Dienstausweis mit sich fihren, der bei
Vornahme einer Amtshandlung auf Verlangen vorzuzeigen ist.

(8) 'Den Naturschutzwartinnen und Naturschutzwarten kénnen zur Erflllung ihrer Aufga-
ben nach Absatz 5 ehrenamtliche Helferinnen und Helfer beigeordnet werden. 2Diesen ste-
hen die Befugnisse nach Absatz 6 Satz 1 Nr. 1, 2, 4 und 5 zu. 3Die Verantwortung tragt die
Naturschutzwartin oder der Naturschutzwart. Absatz 1 Satz 2, Absatz 6 Satz 2 und Ab-
satz 7 Satz 2 gelten entsprechend.

(9) Das Staatsministerium fur Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft regelt
durch Rechtsverordnung die ndhere Ausgestaltung der Dienst- und Fachaufsicht Gber die

Naturschutzwarte sowie der Dienst- und Rechtsverhaltnisse der im Naturschutzdienst

tatigen Personen und die Gestaltung von Dienstabzeichen und Dienstausweisen.2*

8§44
Aus- und Fortbildungseinrichtung fur Naturschutz und
Landschaftspflege

(1) Der Freistaat Sachsen kann eine Aus- und Fortbildungseinrichtung fir Naturschutz und
Landschaftspflege errichten und fordern.

(2) Aufgabe der Einrichtung ist es insbesondere,

1. in Lehrgéngen und Fortbildungskursen der Offentlichkeit und speziellen Fachkreisen die
neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse des Fachgebietes sowie den aktuellen Stand
des Umweltrechts und der Verwaltungspraxis zu vermitteln,

2. die Offentlichkeit in geeigneter Weise iber Probleme von Naturschutz und Landschafts-
pflege zu unterrichten, das Verstandnis flr die Verantwortung des Menschen im Sinne
von § 2 Abs. 1 BNatSchG zu fordern sowie die Aufklarungsarbeit anderer Stellen
anzuregen und zu unterstutzen.

(3) Die Einrichtung arbeitet mit wissenschaftlichen Instituten, insbesondere Hochschulen,
mit dem Landesamt fur Umwelt, Landwirtschaft und Geologie sowie mit értlichen Natur-
schutzstationen in der Tragerschaft von Landkreisen, kommunalen Zweckverbanden, Land-
schaftspflegeverbanden oder Naturschutzvereinigungen eng zusammen.
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§ 45
Naturschutzfonds

(1) 'Der durch § 3 Abs. 2 des Gesetzes Uber die Errichtung der Sachsischen Landesstiftung
Natur und Umwelt vom 16. Oktober 1992 (SachsGVBI. S. 465), das zuletzt durch Artikel 9
des Gesetzes vom 12. Dezember 2012 (SachsGVBI. S. 725, 732) geandert worden ist, in
der jeweils geltenden Fassung, errichtete Naturschutzfonds férdert die Bestrebungen und
MalBhahmen zum Schutz, zur Erhaltung und zur Pflege von Natur und Landschaft als den
natdrlichen Grundlagen allen Lebens sowie das allgemeine Verstandnis fir die Belange des
Naturschutzes in Wissenschaft, Bildung und Offentlichkeit. 2Hierunter fallen insbesondere
folgende Aufgaben:

1. die Forschung anzuregen und modellhafte Untersuchungen auf speziellen Gebieten des
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu férdern,

2. MalBnahmen zur Aufklarung, Aus- und Fortbildung zu unterstitzen und zu férdern,

3. die Pacht, den Erwerb und die sonstige zivilrechtliche Sicherstellung von Grundsticken
fir Zwecke des Naturschutzes und der Landschaftspflege entweder selbst zu betreiben
oder durch Gebietskérperschaften oder anerkannte Naturschutzvereinigungen zu for-
dern,

4. Pflege- und EntwicklungsmaRnahmen in Schutzgebieten oder anderen, nicht formlich
unter Schutz gestellten Gebieten anzuregen und zu fordern,

5. wissenschaftliche und sonstige allgemein interessierende Untersuchungen und
Veroffentlichungen zu fordern.

(2) In den Naturschutzfonds flieBen insbesondere Zuwendungen Dritter, Ertragnisse von
Sammlungen und Veranstaltungen, das Aufkommen der Ersatzzahlungen (§ 15 Abs. 6
BNatSchG) und andere zweckgebundene Zuwendungen.

Teil 11
Organisation und Zustandigkeit

§ 46
Naturschutzbehorden

(1) Naturschutzbehorden sind

1. das Staatsministerium fur Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft als oberste
Naturschutzbehdrde,

2. die Landesdirektion Sachsen als obere Naturschutzbehorde,
3. die Landratsamter und die Kreisfreien Stadte als untere Naturschutzbehorden.

(2) INaturschutzfachbehérden sind

1. das Landesamt fur Umwelt, Landwirtschaft und Geologie,

2. der Staatsbetrieb Sachsenforst als Amt fur GroBschutzgebiete in den Nationalparken,
der Nationalparkregion Sachsische Schweiz und den Naturschutzgebieten ,Kénigsbri-
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cker Heide" und ,Gohrischheide und Elbniederterrasse Zeithain“ sowie in den Biospha-
renreservaten,

3. der Staatsbetrieb Staatliche Betriebsgesellschaft fir Umwelt und Landwirtschaft.

2Die Aufgaben der Naturschutzfachbehérden bestimmt die oberste Naturschutzbehorde
durch Rechtsverordnung.2®

8§47
Allgemeine Zustandigkeit

(1) Soweit nichts anderes bestimmt ist, ist die untere Naturschutzbehérde zustandig.
(2) Die obere Naturschutzbehdérde kann sich fur zustandig erklaren, wenn

1. eine untere Naturschutzbehdrde einer gegebenen Weisung zuwiderhandelt oder sie
nicht fristgemafs befolgt,

2. Gefahr im Verzug ist und die untere Naturschutzbehorde nicht rechtzeitig einzugreifen
vermag.

(3) LFallt eine Angelegenheit in die ortliche Zustandigkeit mehrerer Naturschutzbehoérden,
ist die Behoérde zustandig, in deren Zustandigkeitsbereich der Schwerpunkt der
Angelegenheit fallt. 2In Zweifelsfallen entscheidet die gemeinsame Ubergeordnete Natur-
schutzbehdrde, die sich auch selbst flr zustandig erklaren kann.

(4) 1Die den Landkreisen und Kreisfreien Stadten tUbertragenen Aufgaben sind Weisungs-
aufgaben. 2Das Weisungsrecht ist unbeschrankt.

8§48
Zustandigkeit bei Unterschutzstellungen

(1) 1Zustandig fir Unterschutzstellungen gemaR §§ 13 Abs. 1, § 18 Satz 1 und § 19 Abs. 1
Satz 1 sind

1. far Nationalparke, Nationale Naturmonumente und Biospharenreservate die oberste
Naturschutzbehorde,

2. fur Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Naturdenkmaler und Naturparke
die unteren Naturschutzbehoérden,

3. fur geschitzte Landschaftsbestandteile die Gemeinden.

2Wenn die Unterschutzstellung als Naturschutzgebiet auch dem Schutz von Natura-2000-
Gebieten dient, bedurfen die Ausweisung und die Anderung der Naturschutzgebietsverord-
nung des Einvernehmens der oberen Naturschutzbehérde.

(2) 'Absatz 1 gilt entsprechend fiir die Erteilung von Befreiungen nach § 67 BNatSchG so-
wie die Erkldrung des Einvernehmens im Sinne von § 39, soweit die Rechtsverordnung oder
Satzung nichts anderes vorschreibt. 2Abweichend hiervon ist

1. die nach § 12 Abs. 1 Satz 1 oder 2 flr die Erteilung des Einvernehmens zustandige Na-
turschutzbehérde auch fur die Erteilung des Einvernehmens nach § 39 zustandig, so-
weit ein Eingriff nach § 14 BNatSchG und § 9 die Beseitigung, Zerstorung, Beschadi-
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gung oder Veranderung eines geschitzten Landschaftsbestandteiles im Sinne von § 29
Abs. 2 BNatSchG umfasst,

2. die obere Naturschutzbehdrde zustandig flr Entscheidungen nach diesem Gesetz, dem
Bundesnaturschutzgesetz sowie aufgrund dieser Gesetze erlassenen Rechtsvorschrif-
ten im Geltungsbereich der Rechtsverordnungen Uber Nationalparke, die National-
parkregion Sachsische Schweiz und Uber Biospharenreservate.

(3) 1Das Staatsministerium fir Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft kann ab-
weichend von Absatz 1 durch Rechtsverordnung andere Zustandigkeiten bestimmen, wenn
dies im Interesse einer zigigen Durchfiihrung der Verfahren erforderlich ist. 2Bei Unter-
schutzstellungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2, die in die értliche Zustandigkeit mehrerer un-
terer Naturschutzbehorden fallen, kann die obere Naturschutzbehoérde eine dieser unteren
Naturschutzbehdérden fur zustandig erklaren.

(4) Ist fUr den Erlass einer Rechtsverordnung die untere Naturschutzbehérde zustandig,
finden § 49 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 der Landkreisordnung flr den Freistaat Sachsen
(SachsLKrO) vom 19. Juli 1993 (SachsGVBI. S. 577), die zuletzt durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 28. Marz 2013 (SachsGVBI. S. 158, 159) geandert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung, und § 53 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 der Gemeindeordnung fur den Frei-
staat Sachsen (SachsGemOQ) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Marz 2003
(SachsGVBI. S. 55, 159), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Marz 2013
(SachsGVBI. S. 158) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, keine Anwen-

dung.26

Teil 12
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten

8§49
BuRBRgeldvorschriften
(zu § 69 BNatSchG)

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. einer zum Schutz von Nationalparken, Nationalen Naturmonumenten, Naturschutzge-
bieten, Biospharenreservaten, Landschaftsschutzgebieten, Naturparken, Naturdenkma-
len, geschutzten Landschaftsbestandteilen sowie aufgrund von § 25 Abs. 5 des Sachsi-
schen Gesetzes Uber Naturschutz und Landschaftspflege (Sachsisches
Naturschutzgesetz - SachsNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
3. Juli 2007 (SachsGVBI. S. 321), das zuletzt durch Artikel 57 des Gesetzes vom 27. Ja-
nuar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 148) geandert worden ist, in der am 21. Juli 2013 gel-
tenden Fassung oder aufgrund von § 24 Abs. 2 erlassenen Rechtsverordnung, Satzung
oder Einzelanordnung zuwiderhandelt, soweit sie fUr bestimmte Tatbestdnde auf diese
BuBBgeldvorschrift oder § 61 Abs. 1 Nr. 1 SachsNatSchG in der am 21. Juli 2013 gelten-
den Fassung verweist,

2. einer sonstigen aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung oder einer
Rechtsverordnung oder Einzelanordnung zur einstweiligen Sicherstellung eines Schutz-
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gebietes zuwiderhandelt, soweit sie fur bestimmte Tatbestdnde auf diese
BuBBgeldvorschrift oder § 61 Abs. 1 Nr. 2 SachsNatSchG in der am 21. Juli 2013 gelten-
den Fassung verweist,

3. entgegen § 13 Abs. 3 Bezeichnungen oder Kennzeichen verwendet oder Kennzeichen
beschadigt, entfernt oder zerstort,

4. einer vollziehbaren Entscheidung nach § 13 Abs. 6 Satz 1 und 2 zuwiderhandelt, soweit
diese Handlung nicht bereits nach einer anderen Vorschrift dieses Gesetzes als
Ordnungswidrigkeit geahndet werden kann,

5. entgegen § 28 Abs. 1 mit Kraftfahrzeugen fahrt, zeltet oder Fahrzeuge aufstellt oder
abstellt,

6. entgegen § 28 Abs. 2 Satz 2 gekennzeichnete Wanderwege, Sport- und Lehrpfade so-
wie fur die Erholung der Bevodlkerung ausgewiesene Spielplatze und Liegewiesen be-
nutzt,

7. entgegen § 28 Abs. 3 Satz 2 Motorsportveranstaltungen ohne die erforderliche
Gestattung durchfuhrt,

8. Sperren der in § 29 Abs. 2 genannten Art ohne die nach § 29 Abs. 3 erforderliche
Genehmigung errichtet,

9. denin § 37 Abs. 1 geregelten Auskunftspflichten zuwiderhandelt oder entgegen § 37
Abs. 2 das Betreten durch Bedienstete oder Beauftragte der Naturschutz- oder der
Fachbehoérden oder des Polizeivollzugsdienstes ohne rechtfertigenden Grund nicht ge-
stattet.

(2) 1Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 kann mit einer GeldbuRe geahndet werden

1. im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 und 4 bis zu 50 000 EUR,
2. in den dbrigen Fallen bis zu 15 000 EUR.

2Das Héchstmal verringert sich bei Fahrlassigkeit auf die Halfte.
(3) Verwaltungsbehorde im Sinne von § 36 Abs. 1 Nr. 1 OWiG und § 70 Nr. 3 BNatSchG ist

1. die obere Naturschutzbehdérde, wenn sie eine vollziehbare Anordnung erlassen hat
oder soweit Vorschriften tGber Nationalparke, die Nationalparkregion Sachsische
Schweiz oder Uber Biospharenreservate betroffen sind,

2. die Gemeinde, wenn sie nach § 29 BNatSchG in Verbindung mit § 19 oder nach § 22
SachsNatSchG in der am 22. Juli 2013 geltenden Fassung eine Satzung erlassen hat
und diese fur bestimmte Tatbestande auf § 61 Abs. 1 Nr. 1 SachsNatSchG in der am
22. Juli 2013 geltenden Fassung oder auf § 50 Abs. 1 Nr. 1 verweist,

3. im Ubrigen die untere Naturschutzbehérde.

8§50
Einziehung
(zu § 72 BNatSchG)

lIst eine Ordnungswidrigkeit nach diesem Gesetz begangen worden, so kénnen Gegen-
stande, auf die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht, und Gegenstande, die zu ihrer Bege-
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hung oder Vorbereitung gebraucht oder bestimmt gewesen sind, eingezogen werden. 2§ 23
OWIG ist anzuwenden.

Teil 13
Ubergangs- und Schlussbestimmungen

§ 51
Uberleitungen bestehender Schutzvorschriften

(1) Die nach Artikel 6 § 8 des Umweltrahmengesetzes vom 29. Juni 1990 (GBI. DDR |

S. 649) Ubergeleiteten, die nach Artikel 6 § 6 des Umweltrahmengesetzes in Verbindung
mit den §§ 12 bis 18 des Gesetzes Uber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnatur-
schutzgesetz - BNatSchG) vom 20. Dezember 1976 (BGBI. | S. 3574), zuletzt geandert
durch Artikel 205 des Gesetzes vom 29. Oktober 2001 (BGBI. 2001 S. 2785, 2828,

BGBI. 1 2002 S. 2972), in der am 3. April 2002 geltenden Fassung, sowie die aufgrund von
§§ 4 und 6 des Ersten Gesetzes zur Durchfihrung des Bundesnaturschutzgesetzes vom
11. Juli 1991 (SachsGVBI. S. 241) erlassenen Schutzvorschriften bleiben vorbehaltlich der
nachfolgenden Absatze bis zu einer Neuregelung in Kraft.

(2) LAnstelle der Ordnungsstrafen nach § 35 der Ersten Durchfihrungsverordnung zum
Landeskulturgesetz - Schutz und Pflege der Pflanzen- und Tierwelt und der landschaftli-
chen Schénheiten (Naturschutzverordnung - NaturschutzvVO) vom 18. Mai 1989 (GBI. DDR |
S. 159) kénnen bei Zuwiderhandlungen gegen die Ubergeleiteten Schutzvorschriften Geld-
buBen nach MaRgabe von § 49 Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2 verhangt werden. 2§ 72 BNatSchG
und § 49 Abs. 3 gelten entsprechend.

(3) 1FUr die Gbergeleiteten Schutzvorschriften tritt die Befreiung nach § 67 BNatSchG an
die Stelle von Regelungen Uber die Erteilung von Genehmigungen, Erlaubnissen oder Zu-
stimmungen. 2Die Voraussetzungen fiir eine Befreiung im Sinne von § 67 BNatSchG gelten
als erflllt, wenn die beantragte Handlung die Zielsetzung der lGbergeleiteten Schutzvor-
schriften oder, wenn eine konkrete Zielsetzung nicht abzuleiten ist, die allgemeinen Ziel-
setzungen der jeweiligen Schutzkategorie gemal den Vorschriften des Vierten Abschnitts
nicht gefahrdet.

(4) Soweit Rechtsvorschriften im Sinne von Absatz 1 und 2 Pflege- und Entwicklungsma@R-
nahmen vorsehen oder Duldungspflichten vorschreiben, sind die nach diesem Gesetz zu-
standigen Stellen oder Personen zur DurchfiUhrung oder Duldung verpflichtet.

(5) 'Gebiete innerhalb des rdumlichen Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes und
innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§§ 30 und 34 BauGB) sind nicht mehr
Bestandteil bestehender Landschaftsschutzgebiete. 2Die Befugnis der Naturschutzbehor-
de, unter den Voraussetzungen des § 26 BNatSchG ein Landschaftsschutzgebiet neu abzu-
grenzen, bleibt unberihrt.

(6) Werden anlasslich eines Verfahrens zur Anpassung Ubergeleiteter Schutzvorschriften an
das geltende Recht der raumliche oder sachliche Geltungsbereich nur unwesentlich
geandert, kann entsprechend § 20 Abs. 3 Satz 3 verfahren werden.
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§ 52
Ubergangsvorschriften, sonstige Vorschriften

(1) Ein Verein, der nach § 29 BNatSchG in der am 3. April 2002 geltenden Fassung in
Verbindung mit § 56 SachsNatSchG in der am 23. April 2007 geltenden Fassung anerkannt
war, gilt als anerkannte Naturschutzvereinigung im Sinne von § 32.

(2) Far die Verwaltung der Naturparke nach § 17 in Verbindung mit § 3 der Naturparkver-
ordnung Erzgebirge/Vogtland vom 9. Mai 1996 (SachsGVBI. S. 202, 380), die zuletzt durch
die Verordnung vom 30. April 2008 (SachsGVBI. S. 308) geandert worden ist, in Verbindung
mit § 5 der Naturparkverordnung DUbener Heide vom 1. Dezember 2000 (SachsGV-

Bl. S. 542), die zuletzt durch Artikel 12 der Verordnung vom 15. August 2006 (SachsGV-

Bl. S. 439) geandert worden ist, und in Verbindung mit § 5 der Naturparkverordnung Zittau-
er Gebirge vom 4. Dezember 2007 (SachsGVBI. S. 621), die zuletzt durch die Verordnung
vom 26. Marz 2019 (SachsGVBI. S. 262) geandert worden ist, werden dem Zweckverband
»~Naturpark Erzgebirge/Vogtland” jahrlich 350 800 Euro, dem Landkreis Nordsachsen jahr-
lich 144 700 Euro und dem Landkreis Gorlitz jahrlich 60 000 Euro gewahrt.

(3) § 48 Abs. 2 findet auch in den Fallen Anwendung, in denen bis zum 1. August 2008 er-

lassene Verordnungen zum Schutz von Naturschutzgebieten und Landschaftsschutzgebie-

ten abweichende Zustandigkeiten vorsehen.?’

1

Inhaltstbersicht geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. April 2014 (SachsGV-
BI. S. 234, 235)

2

§ 2 geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)
3

§ 10 geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)
4

§ 11 geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)
5

§ 12 gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. April 2014 (SachsGVBI. S. 234, 235)
und durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)

6

§ 13 gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)
7

§ 19 gedndert durch Gesetz vom 9. Februar 2021 (SachsGVBI. S. 243)

8

§ 20 geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)
9

§ 21 geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)
10
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§ 24 geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)
11
§ 26 geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)
12
§ 27 gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)
13
§ 28 geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)
14
§ 29 geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)
15
§ 30 geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)
16
§ 31 gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)
17

§ 35 geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. April 2014 (SachsGVBI. S. 234, 235),
durch Artikel 25 des Gesetzes vom 29. April 2015 (SachsGVBI. S. 349, 362), durch Arti-
kel 8 des Gesetzes vom 14. Dezember 2018 (SachsGVBI. S. 782) und durch Artikel 6 des
Gesetzes vom 20. Dezember 2022 vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)

18

§ 36 geandert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 14. Dezember 2018 (SachsGVBI. S. 782)
19

§ 37 geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)
20

§ 38 neu gefasst durch Gesetz vom 22. Juli 2024 (SachsGVBI. S. 672)

21

§ 40 geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)
und durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. September 2026 (SachsGVBI. S. 319)

22
§ 41 geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)
23
§ 42 geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)
24

§ 43 geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)
und durch Gesetz vom 22. Juli 2024 (SachsGVBI. S. 672)

25
§ 46 geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)
26

§ 48 geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. April 2014 (SachsGVBI. S. 234, 235)
und durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)

27
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§ 52 geandert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 14. Dezember 2018 (SachsGVBI. S. 782)
und durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SachsGVBI. S. 705)

Fassung vom 17.10.2026 Seite 39 von 39


http://dm:3000/vorschrift/17932#x8
http://dm:3000/vorschrift/19790#a6

	Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege im Freistaat Sachsen (Sächsisches Naturschutzgesetz – SächsNatSchG)
	Inhaltsübersicht1
	Teil 1 Allgemeine Vorschriften
	§ 1 Verwirklichung der Ziele (zu § 2 BNatSchG)
	§ 2 Aufgaben und Befugnisse der Naturschutzbehörden (zu § 3 Abs. 2 BNatSchG)
	§ 3 Vertragsnaturschutz (zu § 3 Abs. 3 BNatSchG)
	§ 4 Begriffsbestimmungen (zu § 7 BNatSchG)
	§ 5 Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft (zu § 5 Abs. 2 Nr. 5, Abs. 3 und 4 BNatSchG)

	Teil 2 Landschaftsplanung
	§ 6 Landschaftsprogramm und Landschaftsrahmenpläne (zu § 10 BNatSchG)
	§ 7 Landschaftspläne und Grünordnungspläne (zu § 11 Abs. 3 BNatSchG)
	§ 8 Zuständigkeiten

	Teil 3 Allgemeiner Schutz von Natur und Landschaft
	§ 9 Eingriffe in Natur und Landschaft (zu § 14 BNatSchG)
	§ 10 Zulässigkeit und Kompensation von Eingriffen (zu § 15 BNatSchG)
	§ 11 Ökokonto und Kompensationsflächenkataster (zu den §§ 16 und 17 Abs. 6 und 11 BNatSchG)
	§ 12 Allgemeines Verfahren bei Eingriffen (zu § 17 BNatSchG)

	Teil 4 Geschützte Teile von Natur und Landschaft; Biotopverbund
	§ 13 Erklärung zum geschützten Teil von Natur und Landschaft (zu § 22 BNatSchG)
	§ 14 Naturschutzgebiete (zu § 23 BNatSchG)
	§ 15 Nationalparke, Nationale Naturmonumente (zu § 24 BNatSchG)
	§ 16 Biosphärenreservate (zu § 25 BNatSchG)
	§ 17 Naturparke (zu § 27 BNatSchG)
	§ 18 Naturdenkmäler (zu § 28 BNatSchG)
	§ 19 Geschützte Landschaftsbestandteile (zu § 29 BNatSchG)
	§ 20 Verfahren bei Unterschutzstellung (zu § 22 Abs. 2 und 3 BNatSchG)
	§ 21 Gesetzlich geschützte Biotope (zu § 30 BNatSchG)
	§ 21a Biotopvernetzung (zu § 21 Abs. 6 BNatSchG)

	Teil 5 Netz „Natura 2000“
	§ 22 Schutz des Europäischen ökologischen Netzes „Natura 2000“ (zu § 32 Abs. 4 BNatSchG)
	§ 23 Verträglichkeit und Unzulässigkeit von Projekten und Plänen (zu den §§ 34 bis 36 BNatSchG)

	Teil 6 Schutz der wild lebenden Tier- und Pflanzenarten, ihrer Lebensstätten und Biotope
	§ 24 Ermächtigungen (zu § 45 Abs. 7 Satz 4 und § 54 Abs. 7 BNatSchG)
	§ 25 Zoogenehmigung (zu § 42 Abs. 5 BNatSchG)
	§ 26 Tiergehege (zu § 43 Abs. 4 und 5 BNatSchG)

	Teil 7 Erholung in Natur und Landschaft
	§ 27 Betreten der freien Landschaft (zu § 59 BNatSchG)
	§ 28 Schranken des Betretungsrechts (zu § 59 BNatSchG)
	§ 29 Zulässigkeit von Sperren in der freien Landschaft (zu § 59 BNatSchG)
	§ 30 Durchgänge (zu § 59 BNatSchG)
	§ 31 Pflichten der öffentlichen Hand (zu § 62 BNatSchG)

	Teil 8 Mitwirkung der anerkannten Naturschutzvereinigungen
	§ 32 Anerkannte Naturschutzvereinigungen (zu § 63 Abs. 2 BNatSchG)
	§ 33 Mitwirkungsrechte (zu § 63 BNatSchG)
	§ 34 Rechtsbehelfe (zu § 64 BNatSchG)
	§ 35 Unterstützung und Beauftragung von Naturschutzvereinigungen und Landschaftspflegeverbänden
	§ 36 Landesarbeitsgemeinschaft Naturschutz

	Teil 9 Eigentumsbindung, Befreiungen
	§ 37 Auskunftspflicht und Betretungsbefugnis (zu § 65 Abs. 3 BNatSchG)
	§ 38 Vorkaufsrecht (zu § 66 BNatSchG)
	§ 39 Befreiungen (zu § 67 BNatSchG)
	§ 40 Entschädigung und Härtefallausgleich (zu § 68 BNatSchG)
	§ 41 Enteignung (zu § 68 Abs. 3 BNatSchG)

	Teil 10 Naturschutzbeirat, Naturschutzdienst, Aus- und Fortbildung
	§ 42 Naturschutzbeiräte
	§ 43 Naturschutzdienst
	§ 44 Aus- und Fortbildungseinrichtung für Naturschutz und Landschaftspflege
	§ 45 Naturschutzfonds

	Teil 11 Organisation und Zuständigkeit
	§ 46 Naturschutzbehörden
	§ 47 Allgemeine Zuständigkeit
	§ 48 Zuständigkeit bei Unterschutzstellungen

	Teil 12 Ahndung von Ordnungswidrigkeiten
	§ 49 Bußgeldvorschriften (zu § 69 BNatSchG)
	§ 50 Einziehung (zu § 72 BNatSchG)

	Teil 13 Übergangs- und Schlussbestimmungen
	§ 51 Überleitungen bestehender Schutzvorschriften
	§ 52 Übergangsvorschriften, sonstige Vorschriften



